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Commiſſionsbericht

über den dritten Titel des Entwurfs eines Preßgeſetzes ,

namentlich

uͤber das Preßverfahren .

Erſtattet von dem Abgeordneten Bekk .

Meine Herren !

Die Commiſſion , die Sie zur Prüfung des der Knammer

vorgelegten Geſetzesentwurfs uͤber die Polizei der Preſſe und
über die Beſtrafung der durch die Preſſe begangenen Ver⸗

brechen und Vergehen niedergeſetzt haben , hat mich mit dem

Auftrage beehrt , Ihnen über den dritten Titel des Geſetzes ,
nämlich über das Preßverfahren , Bericht zu erſtatten .

Die Frage : ob ein Schwurgericht über Schuld oder Nicht⸗
ſchuld entſcheiden ſoll ? — iſt unſtreitig die wichtigſte , die

ſich hinſichtlich des Verfahrens bei Preßvergehen darſtellt .
Die Kammer hat dieſe Frage in ihren fruheren Anträgen

bejaht , die Regierung aber dieſem Antrage in dem vorge⸗
legten Entwurfe keine Folge gegeben .

Ihre Commiſſion , meine Herren , iſt nun der Meinung ,
daß auf der Verweiſung der Preßvergehen vor ein Schwur⸗

gericht zu beharrrn ſei . Der Herr Abg. Duttlinger , der
über die erſten zwei Titel des Preßgeſetzes Bericht zu erſtatten
hat , wird Ihnen die Motive , aus welchen die Commiſſion
in dieſer Beziehung an den frühern Beſchlüſſen feſt halten
zu müſſen glaubte , vortragen .

Jedoch hat die Commiſſion das Gewicht derjenigen Gründe
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anerkannt , aus welchen der Herr Commiſſär der Regierungdie natürliche Unmöglichkeit , auf dem gegenwärtigen
Landtag ein gutes Geſetz über das Schwurgericht noch zu
entwerfen und zu berathen , darzuthun ſuchte .

Die allgemeine Frage , meine Herren , die Frage : ob
ein aus den beſten und unabhängigſten Klaſſen des Volkes
gewähltes nicht ſtändiges Gericht , deſſen Vertrauen noch
durch ein ausgedehntes Rekuſationsrecht erhöht wird , über
Preßvergehen richten ſoll ? — iſt durch die Wiſſenſchaft be⸗
reits ſo umſtändlich erörtert und durch Erfahrungen vieler
Völker ſo erprobt , daß darüber zwar wohl noch Streit mög⸗
lich , aber keine unaufgeklärte und ungeprüfte Seite mehr
vorhanden iſt , und daß man mit Wahrheit ſagen kann : die
Akten ſind darüber geſchloſſen .

Allein hier , wie bei jeder ſolchen großen Anſtalt , ſind in
der Ausführung noch tauſend Verſchiedenheiten denkbar , die
ihren Werth erhöhen , vermindern oder aufheben , und die
je nach den Sitten und Gewohnheiten eines Volkes und nach
ſeinen ſonſtigen Einrichtungen gut oder ſchlecht , paſſend
oder unpaſſend ſeyn können .

Ein ſolches Inſtitut darf daher kein Werk der Eile ſeyn ,
—es erfordert die reifſte und umſichtigſte Prüfung , die jetzt

bei dem nahen Ende des Landtags außer dem Kreiſe der na⸗
türlichen Möglichkeit liegt . Wir mögen hiebei bedauern , daß
die Regierung den Entwurf eines Preßgeſetzes uns nicht
geraume Zeit früher vorlegte und daß ſie nicht das Inſtitut
des Schwurgerichts ſelbſt ſchon darin aufnahm , — aber ſo ,
wie die Sache jetzt liegt , bleibt uns nichts anderes uͤbrig ,
als daß wir zur Rettung des Grundſatzes zwar die Beſtim⸗
mung : die Preßvergehen ſeien durch ein Schwurgericht ab⸗
zuurtheilen , — in das Geſetz aufnehmen , dagegen aber bis

zur Ausbildung des Schwurgerichts das Prozeßverfahren ,
wie der Entwurf es feſtſetzt , mit den erforderlichen Modifi⸗
kationen als blos tranſitoriſches Geſetz annehmen , und
dies im erſten §.

§. 1 zur Einleitung des ganzen Titels ausſprechen . Es
ändert ſich nämlich nicht nur das urtheilende Gericht , ſon⸗
dern ſelbſt das Vorverfahren erhält , wenn ein Schwurgericht
errichtet wird , großentheils eine andere Geſtalt .

Dies vorausgeſetzt , wende ich mich nun zum Entwurfe
ſelbſt , und bemerke , daß die Commiſſion es für angemeſſen
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hält , die Vorſchriften über die Beſchlagnahmevon Druck⸗
ſchriften , die der Entwurf S§. 11 , 12 , 49 , 50 , 52 theilweis
unter der Polizei der Preſſe und theilsweis unter dem Pro⸗

zeßverfahren abhandelt , zuſammen zu ſtellen und ein eigenes
Kapital daraus zu machen , ſofort die Vorſchriften über das
Strafverfahren als ein zweites Kapitel davon auszuſcheiden .

Zuerſt alſo von der

Beſchlagnahme .
Die §§. 11 und 12 des Entwurfs verordnen , wann die

Polizei den Beſchlag verfügen könne , und was , wann ſie
dies gethan , zu geſchehen habe , — ſodann die §§. 49 , 50

und 52 , daß und wie ſonſt das Gericht nur auf Antrag des

Staatsanwalts oder eines Privatklägers die Beſchlagnahme

anzuordnen , und über den von der Polizei verfügten Be⸗

ſchlag weiter zu erkennen habe . Eine einfachere Ordnung

dürfte nun nach der Anſicht der Commiſſion dieſe Materie
erhalten , wenn , wie ſchon bemerkt , die erwähnten Sö. zu⸗

ſammen geſtellt und dermaßen an einander gereiht werden ,

daß zuerſt geſagt werde : wann die Polizei ( §. 1) — ſodann

unter welchen Vorausſetzungen das Gericht ( §. 2 ) auf den

Antrag des Staatsanwalts ( §. 3 ) oder eines Privatklägers

( den Beſchlag zu erkennen habe , und wie das polizei⸗
liche Verfahren in ein gerichtliches übergehe ( §. 6 ) — endlich
wann der Beſchlag wieder aufhöre oder aufzuheben ſei ( §. 7,

8 und 9) .
Nach dieſer Ordnung wird

8. 2 zuerſt zu beſtimmen ſeyn , wann die Polizei befugt ſei ,
eine Druckſchrift mit Beſchlag zu belegen .

Der §. 11 des Entwurfs geſtattet dies in vier Fällen :
10 wenn der Name des Verlegers oder Druckers , und

Ort und Zeit des Druckes , fehlen oder falſch ſind , ſo wie

2 ) wenn die nach F. 5 des erſten Titels bei periodiſchen
Blättern nöthige Caution nicht geſtellt , oder bei einer einge⸗
tretenen Verminderung nicht wieder ergänzt worden iſt .

In dieſen beiden erſten Fällen hat nun die Commiſſion

kein Bedenken , der Polizei das Recht der Beſchlagnahme
einzuräumen , weil in beiden Fällen die Druckſchrift ohne

Rückſicht auf den Inhalt ſchon ihrem äußeren Erſcheinen
nach geſetzwidrig , und dies leicht erkennbar iſt , ohne daß
dabei ein Überſchreiten der polizeilichen Gewalt bei etwaiger
zu großer Angſtlichkeit ihrer Agenten zu befürchten wäre .
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Hinſichtlich der Beſchlagnahme wegen nicht erfolgter Er⸗
gänzung einer verminderten Caution glaubte die Commiſſion
nur den Beiſatz machen zu müſſen , daß zu ſolcher Er⸗
gänzung vom Gerichte eine Friſt anberaumt werden müſſe ,
nach deren fruchtloſem Ablaufe erſt die polizeiliche Beſchlag⸗
nahme ferner erſcheinender Blätter ſtatthaft ſei .

Der dritte Fall , da der Entwurf den polizeilichen Be⸗

ſchlag für zuläſſig erkennt , da nämlich der Inhalt der Schrift
den Verdacht eines im öffentlichen Intereſſe zu verfolgenden

oder Vergehens begründe , iſt ſchon bedenklicherer
rt .

Durch die Beſchlagnahme einer Schrift kann oft ſehr
großer Schaden entſtehen , und es iſt gefährlich , dieſelbe in
das Ermeſſen einer einzigen Perſon zu ſtellen , nämlich der⸗

jenigen Perſon , welche dem Verbrechen nachſpürt , zugleich
das Recht einzuräumen , das Entdeckte ſogleich ſelbſt als

Verbrechen zu behandeln und mit Beſchlag zu belegen , alſo
eine richterliche Funktion mit der polizeilichen zu verbinden .

Gleichwohl wird es nothwendig ſeyn , der Polizei da , wo
ein Verbrechen ſchon begangen , nämlich die Druckſchrift
ſchon ausgegeben , alſo das Verbrechen auch leichter zu er⸗

kennen , und große Eile nöthig iſt , das Recht der fürſorg⸗
lichen Beſchlagnahme zu überlaſſen , — wogegen die Com⸗

miſſion nicht darauf eingehen zu können glaubt , daß die

Polizei in irgend einem Falle wegen dem vermutheten ver⸗

brecheriſchen Inhalt einer Schrift den Beſchlag ſchon vor
deren Ausgeben darauf verfügen dürfe , weil hierin nur wie⸗

der die Cen ſur in einer veränderten Geſtalt läge Um einen
ſolchen Beſchlag ſchon vor dem Ausgeben einer Druckſchrift
zu verhängen , iſt durchaus ein richterliches Erkenntniß
nöthig , in deſſen Formen mehr Garantie gegen Willkühr
und Mißgriffe liegt , und wodurch nur bei einem nach den

geſetzlichen Erforderniſſen begründeten Verdacht eines Ver⸗

brechens eingeſchritten werden darf⸗

Zwar ſind bei uns , ſo lange die Juſtiz und Polizei in
unterer Inſtanz noch bei einer Stelle vereinigt ſind , die
Handlungen der Juſtiz und jene der Polizei noch nicht hin⸗

reichend von einander geſchieden , doch liegt auch jetzt ſchon

hinſichtlich des Verfahrens gegen die Preſſe zwiſchen dem
richterlichen und polizeilichen ein ſehr erheblicher Unterſchied



darin , daß bei dem aufgeſtellten Grundſatze des Anklage⸗
prozeſſes §. 43 und 49 das Amt als Richterſtelle nur auf

Anrufen einer Parthei ( des Staatsanwalts oder eines , Privat⸗
klägers ) einſchreiten darf , während es als Polizeiſtelle ,
in ſoweit der Polizei wirklich ein Recht der Beſchlag⸗
nahme geſtattet wird , unaufgefordert handelt , und Richter
und Kläger in einer Perſon darſtellt . Es hat alſo immer

noch Werth , die Funktionen der Polizei , d. i . , die unauf⸗

geforderten Schritte des Amtes , auf die Fäͤlle der äußerſten
Noth zu beſchränken , denn darin hauptſächlich , daß nicht
dieſelbe Perſon anklage und zugleich richte , daß alſo die⸗
jenige Perſon , welche richten , beziehungsweiſe einen Be⸗
ſchlag erkennen ſoll , nicht ſchon zum Voraus durch ihre
ſelbſtthätigen Nachſpürungen befangen ſei , darin — ſage
ich —liegt die vorzüglichſte Sicherheit gegen ängſtliche oder
leidenſchaftliche Mißgriffe .

Was endlich den vierten vom Entwurfe angenommenen
Fall einer polizeilichen Beſchlagnahme betrifft , da nämlich
Jemand eine durch Verbreitung der Schrift ihm zugehende
Rechtsverletzung nachweiſe , — ſo iſt die Commiſſion der

Meinung , es duͤrfe bei dem verletzten Rechte eines Privaten
nie die Polizei , ſondern nur auf erhobene Klage der

Richter einſchreiten .
Die Polizei wache ihrer natürlichen Beſtimmung nach

nur für das öffentliche Intereſſe , und überlaſſe den Ein⸗

zelnen , für das Ihrige ſelbſt zu ſorgen , ſofern nicht in der

Rechtsverletzung gegen den Einzelnen ein ſolches Verbrechen
oder Vergehen liegt , welches ſchon im Allgemeinen nach
den Geſetzen chier insbeſondere nach jenem über Ehrenkrän⸗
kungen und Verläumdungen ) im öffentlichen Intereſſe von
Amts wegen zu verfolgen iſt .

Der Einzelne wende ſich alſo mit ſeiner Klage oder mit
ſeinem Beſchlagsgeſuche , wie mit jeder anderen Klage uͤber
eine Rechtsverletzung , an den Richter und nicht an die

Polizei . Es iſt dies auch um ſo nöthiger , als der Private
ganz nur nach den Geſetzen des Privatrechts die Gefahr
einer ihm zugehenden Rechtsverletzung zu beſcheinigen , und

für allen aus dem grundloſen Beſchlag hervorgehenden
Schaden zu haften , alſo in den meiſten Fällen hiefür zum
Voraus auch beſondere Sicherheit zu leiſten hat .

Hiernach hat die Commiſſion im §. 1 das Recht der polizei⸗
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lichen Beſchlagnahme auf die Fälle des verletzten öffent⸗
lichen Intereſſe und zwar , ſo fern es ſich nicht um eine
blos formelle Geſetzwidrigkeit des Erſcheinens eines Blattes
handelt , auf die Faͤlle, da daſſelbe ſchon ausgegeben
iſt , beſchränkt , — ſodann im

§. 3 in allen andern Fällen nur eine richterliche Be⸗

ſchlagnahme in der Form des Anklageprozeſſes , alſo nur auf
den Antrag des Staatsanwalts oder eines Privatklägers ,
geſtattet , wobei nur zu bemerken iſt , daß die Commiſſion
keinen Grund einſieht , warum nach dem §. 49 des Entwurfs
der Privatkläger in der Regel ſich mit ſeinem Geſuche zuerſt
an den Staatsanwalt und dieſer ſich erſt an den Richter
wenden ſoll . Bei Klagen , die nicht im öffentlichen Intereſſe
von Amts wegen verfolgt werden dürfen , mag ſich der Ver⸗

letzte ſelbſt an den Richter wenden , und dem Staatsanwalt

darf dabei nicht mehr zukommen , als in jedem bürgerlichen
Prozeſſe .

In den S§S§. 4 und 5 ſind die Erforderniſſe der Anträge auf
Beſchlag nach den allgemeinen Geſetzen feſtgeſtellt und im

§. 6 iſt dem Richter gemäß dem §. 50 des Entwurfs die

nöthige Beſchleunigung empfohlen .
§. 7. Der §. 12 des Entwurfs verordnet , daß da , wo die

Polizeibehörde den Beſchlag verfügte , innerhalb 24 Stunden
dem Staatsanwalt und dem Gerichte die Anzeige davon zu
machen ſei , und nach F. 50 ſoll das Letztere ſogleich nach
erhaltener Anzeige über den Fortbeſtand oder die Aufhebung
des Beſchlags erkennen .

Dieſe beiden Verfügungen hat die Commiſſion hier im

§. 6 zuſammengeſtellt , und beigeſetzt , daß , was nach dem

S. 50 , 51 und 52 wohl auch im Sinne des Entwurfs liegt ,
der Richter , wenn er den Beſchlag ſelbſt erkannt oder den

von der Polizei verfügten beſtätigt habe , unverzüglich
die Unterſuchung des Vergehens , wegen deſſen der Beſchlag

auf die Druckſchrift erkannt wurde , vorzunehmen habe , da

eine ſolche richterliche Beſchlagverfügung oder Beſtätigung
zugleich das im §. 51 des Entwurfs erwähnte Erkenntniß
in ſich enthält , daß Grund zur gerichtlichen Verfolgung des
Verbrechens vorhanden ſei , denn ohne einen ſolchen beſcheinig⸗
ten Grund iſt auch der Beſchlag nie gerechtfertigt .

So lange indeſſen die Aemter Juſtiz und Polizei in ſich

vereinigen , iſt es nicht überall von großem Werthe , daß der
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Richter den von ihm in der Eigenſchaft eines Polizeibeamten
verfügten Beſchlag wieder beſtätige , doch kann nach Um⸗
ſtänden auch ein anderer Polizeicommiſſär oder etwa eine

obere Polizeibehörde eine Beſchlagnahme angeordnet haben ,
wobei alsdann der Richter in ſeinem Erkenntniſſe noch un⸗
befangen iſt , und in jedem Falle liegt ein Vortheil darin ,

daß, ſobald der Staatsanwalt von der polizeilichen Beſchlag⸗
nahme Kenntniß erhält , durch ſein Auftreten und Einmiſchen
die richterliche Funktion des Bezirksamts wieder rein wird ,
und der Staatsanwalt bei näherer Aufklärung der Sache ,
oder ſogleich anfangs den von der Polizei ( nach §. 1 alſo
nur im oͤffentlichen Intereſſe ) angelegten Beſchlag wieder

aufgeben und überhaupt von aller gerichtlichen Verfolgung
immer wieder abſtehen kann .

Der §. S iſt der S. 53 des Entwurfs , und bedarf keiner
Rechtfertigung .

§. 9 Wenn die Polizei den Beſchlag verfügt hat , ſo darf
derſelbe nur proviſoriſch , d. i. ſo lange beſtehen , bis der

Richter darüber entſchieden haben kann , was ( wie ſchon im
§ . 7 bemerkt iſt ) beſonders bei der bald erfolgenden Trennung
der Juſtiz von der Adminiſtration , und auch jetzt ſchon
wenigſtens da von Wichtigkeit iſt , wo ein anderer Polizei⸗

Wrbe
als der zugleich der Richter iſt , den Beſchlag ver⸗

ügt hat.
Der §. 12 des Entwurfs verordnet nun in dieſer Beziehung ,

daß , wenn die Anzeige bei Gericht nicht innerhalb 24 Stun⸗
den erfolge , derjenige , gegen welchen der Beſchlag verfügt
wurde , die Aufhebung deſſelben bei dem Gerichte verlangen
könne . Damit iſt aber nach der Meinung der Commiſſion
noch nicht genug geſchehen , ſondern ſie hält dafür , daß in
weiteren zweimal 24 Stunden die richterliche Beſtätigung
des Beſchlags demjenigen , gegen den er verfügt war , er⸗
öffnet werden müſſe , und daß , wenn dies nicht geſchehe , der
Beſchlag , kraft Geſetzes , ſeine rechtliche Wirkung verliere ,
der Impetrat alſo nicht gehalten werden dürfe , ſich wegen
Aufhebung des Beſchlags erſt an den Richter zu wenden , es
ſei denn , er wolle nur dasjenige , was ihm etwa weggenom⸗
men , und noch nicht zurückgegeben wurde , rückfordern .

Der Beiſatz der Commiſſion , daß in einem ſolchen Falle
die Staatskaſſe dem durch den Beſchlag Beſchädigten allen
Schaden zu erſetzen habe, rechtfertigt ſich von ſelbſt ; denn
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derſelbe iſt rechtswidrig verletzt und zwar durch die Staats⸗

behörde . Der Staat mag ſeinen Rückgriff gegen die nach⸗

laͤſſige Behörde nehmen , aber dem Beſchädigten gegenüber
iſt er ſelbſt haftbar , da in ſeiner , des Staates , Auctorität

die Behörde gehandelt hat . Der Grundſatz übrigens , daß da ,

wo Jemand wegen Verbrechen gerichtlich verfolgt , und als⸗

dann imgeſetzlichen Wege frei geſprochen , oder von der Klage
wieder entbunden wird , der Staat nur die Unterſuchungs⸗

koſten trage , für ſonſtigen Schaden aber keinen Erſatz leiſte ,

und der Beſchädigte denſelben , wenn nicht Jemand wegen

Verſchulden beſonders erſatzpflichtig wird , auf ſich zu behal⸗

ten habe , kann auf den Fall , wo der Beſchlag wegen ver⸗

nachläfſigter Verfolgung , alſo ohne geſetzliche Erledigung ,
wieder ſeine Gültigkeit verliert , keine Anwendung finden .

§. 10 . Es iſt nun noch eine Beſtimmung nöthig , ob und

unter welchen Vorausſetzungen der Beſchlag , der vom Rich⸗

ter ſelbſt erkannt , oder auf eine Mittheilung der Polizei —
behörde hin gerichtlich beſtätigt iſt , vor erfolgendem Urtheil
in der Hauptſache vom Unterſuchungsrichter ſelbſt wieder

aufgehoben werden könne .

Aus dem F§. 91 des Entwurfs geht hervor , daß eine ſolche

Wiederaufhebung vorkommen könne , aber ſonſt iſt keine

Stelle darin , welche darüber etwas feſtſetzt .

Im gemeinen Arreſtverfahren des bürgerlichen Prozeſſes
ſteht immer dem Richter , der einen Beſchlag erkannte , nach

vor ſich gegangenem Juſtificationsverfahren auch zu , den⸗

ſelben wieder aufzuheben , wenn gleich der Streit über die

Hauptſache , z. B. über eine Forderung , für welche der Be⸗

ſchlag erkannt wurde , vor einem andern Gerichte verhandelt
wird .

Es iſt in ſolchen Faͤllen der Arreſtgrund von dem Klage⸗

grund in der Hauptſache ganz verſchieden .
Anders verhält es ſich mit dem Beſchlag auf eine Druck⸗

ſchrift wegen eines in ſolcher liegenden Vergehens . Hier iſt
der Grund der gerichtlichen Verfolgung überhaupt auch zu⸗

gleich der Grund des Beſchlags . Wenn kein Grund zu einem

Strafverfahren vorhanden iſt , ſo iſt auch kein Grund zu
einem Beſchlag vorhanden , und umgekehrt . Nur alsdann ,

wenn eine Schrift eine Rechtsverletzung gegen den Staat ,

oder gegen einen Privaten enthält , kann der Staatsanwalt

oder Private verlangen , daß durch Unterdrückung der Schrift
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( . 34 ) die Rechtsverletzung angewendet , oder ihre Ver⸗

größerung durch weitere Verbreitung verhindert werde . Aber

in allen ſolchen Fällen muß dieſes Begehren dem verletzten

Staat oder Privaten zuſtehen , und man würde deſſen Rechte
kränken , wenn man bei einer anerkannten oder beſcheinigten
Rechtsverletzung zwar das gerichtliche Verfahren fortſetzen ,
aber gegen den Willen des Staatsanwalts oder Privatklägers
dennoch den erkannten Beſchlag einſtweilen wieder aufheben ,
alſo die Rechtsverletzung noch vollziehen laſſen wollte .

Deswegen iſt die Commiſſion der Meinung , ein einmal
erkannter Beſchlag könne vor einem Verzicht oder Urtheil in

der Hauptſache ( außer dem Falle einer beſondern Zuſtimmung
des klagendes Theils ) nur erſt mit Aufhebung der Unter⸗

ſuchung ſelbſt wieder aufgehoben werden .
Eine ſolche Aufhebung der Unterſuchung ſoll aber , da ſie

gewiſſermaßen ein Erkenntniß in der Hauptſache enthält , in

der Regel nicht vom Unterſuchungsrichter , ſondern ( ſo lange
nicht die Einführung des Schwurgerichts die Aufſtellung
einer nöthig macht ) nur vom urtheilenden
Gerichte ſelbſt erkannt werden dürfen . Doch in einem Falle ,
nämlich da , wo der Beſchlag auf eine Druckſchrift , ehe das

Gericht ſolche vor ſich hatte , auf andere Beſcheinigung hin

verfügt wurde , und das Gericht alsdann bei der Unter⸗

ſuchung durch Einſicht der Schrift ſich ſelbſt von dem Nicht⸗

daſeyn des vermutheten Thatbeſtandes eines Vergehens über⸗

zeugt , ſoll das Gericht , deſſen früheres Erkenntniß auf fal⸗

ſchen Vorausſetzungen beruhte , befugt ſeyn , die Unterſuchung
und Beſchlagnahme ſelbſt wieder aufzuheben , weil in einem

ſolchen Falle die Sache in der Regel einfach iſt , und das

Gericht , wäre ihm die Schrift ſelbſt wieder vorgelegen , auf
die Unterſuchung und auf den Beſchlag gar nie erkannt hätte ,
es aber überdies auch mit zu vielen Schwierigkeiten und oft
mit großen Nachtheilen verbunden wäre , wenn mit Auf⸗
hebung des Beſchlags zugewartet werden müßte , bis vom
urtheilenden Gerichte in der Hauptſache ein Erkenntniß erfolgt .

Auch werden der Staatsanwalt und der Privatkläger durch

dieſe Befugniß des Unterſuchungsrichters nicht gefährdet ,
da ſie nach §. 91 gegen die Aufhebung des Beſchlags die

Reviſion an das Obergericht ergreifen können .

Ich komme nun zum zweiten Kapitel des dritten Titels ,
nämlich zum
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Strafverfahren .

Der Hauptgrundſatz , auf den der Entwurf §. 43 das

gerichtliche Verfahren baut , iſt

§. 11 jener , daß ſtatt des bisherigen Unterſuchungs⸗ das

W2 „ und zwar mündlich und öffentlich , Statt

habe .
Die Commiſſion iſt , wie ich ſchon oben bemerkte , weiter

gegangen , indem ſie die Einführung eines Schwurgerichts
beſchloß . Aber auch bevor das Schwurgericht beſteht , iſt und
bleibt es unter allen Vorausſetzungen eine unerläßliche For⸗
derung , daß , wenn die gerichtlichen Erkenntniſſe über Preß⸗

vergehen nur irgend einiges Vertrauen genießen ſollen , das

Verfahren mündlich und öffentlich ſei , und daß dabei der

Anklageprozeß Statt habe .

Wenn die Offentlichkeit des Verfahrens in bürgerlichen
Rechtsſtreitigkeiten noch da und dort Gegner findet , weil es ſich
dabei um keine Angelegenheit des Volkes , ſondern nur um
eine Privatſache zweier oder mehrerer Bürger handle , — ſo
ſtimmen dagegen in Strafſachen , wo auch dieſer einzige
Grund wegfällt , alle , welche den Fortſchritten der Wiſſen⸗
ſchaft und den Erfahrungen anderer Länder nicht fremd ſind ,

überein , daß nur allein die Offentlichkeit des Verfahrens die

Juſtiz von möglichen Abwegen zurückzuhalten vermöge , und

daß bei einem höheren Stande der Civiliſation eines Volkes

nur allein durch dieſe Offentlichkeit noch das Vertrauen auf

81 Gerechtigkeit der Gerichte erhalten und geſtärkt werden

önne .
Damit in Verbindung ſteht die Mündlichkeit des Verfahrens ,

nämlich der Grundſatz , daß die Betheiligten von allen ur⸗

theilenden Gerichtsperſonen ſelbſt gehört werden , die Letzteren

alle Ausſagen derſelben unmittelbar ſelbſt vernehmen , und

nicht nur glauben müſſen , was ihnen der Referent nach ſub⸗
jektiver Auswahl deſſen , was er für weſentlich hält , aus

den Akten vorträgt .
Der Vortheile des Anklage⸗Verfahrens habe ich bereits

oben erwähnt . Dieſes allein vermag die vollkommene Parthei⸗
loſigkeit des nicht ſelbſtthätig einſchreitenden , ſondern nur

über den vor ihm geführten Streit der Partheien entſcheiden⸗
den , Richters zu ſichern .

Daß zur Ausführung des Anklageprozeſſes ein Staats⸗
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anwalt , d. i. ein öffentlicher Ankläger , aufgeſtellt werden
müſſe , unterliegt keinem Zweifel . Die Commiſſion iſt aber
der Meinung , die hiervon handelnden §§. 44 und 45 des

Entwurfs hier wegzulaſſen , da ſie , ihrer Natur nach, bloß

reglementären Inhalts ſind , und ihre Beſtimmungen bis zur

Erlaſſung des Geſetzes über die Gerichtsverfaſſung überhaupt
von der Regierung gegeben werden können .

Nur iſt , §. 12 um anzuzeigen , daß , wie der §. 44 verord⸗

net , auch Subſtituten des Staatsanwalts aufgeſtellt werden
dürfen , im §. 46 hiervon Erwähnung zu thun , und ſonſt in

dieſem §. beſtimmter auszudrücken , welche Preßvergehen von
Staats wegen und welche nur auf Antrag einer Civilparthei
verfolgt werden dürfen .

In der Regel ſind alle Verbrechen und Vergehen , die durch
die Preſſe verübt werden , öffentlicher Natur , ſofern es ſich
nicht um ſolche Ehrenkränkungen und Verläumdungen handelt ,
bei welchen nach dem desfallſigen Geſetze , das bereits an die

erſte Kammer wieder zurückgegangen iſt , nur auf die Klage
des Beleidigten eingeſchritten werden darf .

Die Commiſſion hält es daher für angemeſſen , ſich nur

allgemein auf dieſes beſondere Geſetz zu beziehen , und nur

hinſichtlich der Beleidigungen gegen auswärtige Regenten
oder Regierungen , und hinſichtlich jener gegen inländiſche

Staatsſtellen und oͤffentliche Diener noch beſondere Beſtim⸗

mungen zu geben . 8
Beleidigungen gegen auswärtige Regenten und Regierun⸗

gen dürfen nach jenem Geſetze nicht von Amts wegen ver⸗

folgt werden , aber dennoch wird das freundſchaftliche Ver⸗

hältniß unſerer Regierung mit andern Regierungen , und die

Achtung , die man fremden Staaten ſchuldig iſt , es fordern ,

daß bei den durch die Preſſe verübten Beleidigungen auf
ihre jeweilige Beſchwerde der Staatsanwalt für ſie einſchreite ,
und ſie nicht gehalten ſeien , zur gerichtlichen Verfolgung der

Sache hierlands ſelbſt einen Anwalt aufzuſtellen . Weiter

wird man aber nicht gehen und eine gerichtliche Verfolgung
von Amts wegen um ſo weniger anordnen , als dadurch ,

wenn eine Verfolgung unterbliebe , häufig nur Verlegenheiten
für die Regierung herbeigeführt würden .

Auch die meiſten Beleidigungen gegen öffentliche Diener

ſind nach dem erwähnten Geſetze nicht von Amts wegen zu

verfolgen , aber doch wird man , wenn die Beamten ihre
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Amtsehre retten wollen , ihnen den Beiſtand des Staatsan⸗

walts nicht verſagen dürfen . Nur ſoll der Staatsanwalt ,
damit er nicht etwa im Eifer fuͤr Erfüllung ſeiner Pflicht zu

Kleinliches verfolge und das in der Verletzung der Amtsehre

liegende Übel noch verſchlimmere , nicht ohne Aufforderung
der beleidigten Staatsſtelle oder des beleidigten öffentlichen
Dieners einſchreiten , es ſei denn , daß die vorgeſetzte Be⸗

hörde des Letztern im Intereſſe des Dienſtes es noͤthig finde ,
daß Genugthuung verſchafft und dadurch die Amtsehre des

Dieners wieder hergeſtellt werde . In der letzteren Beziehung
muß die vorgeſetzte Behörde , wenn der beleidigte Diener die

Rettung ſeiner Amtsehre vernachläſſigen und dadurch den

Dienſt ſelbſt benachtheiligen wollte , ſtatt ſeiner den Staats⸗

38 zur gerichtlichen Verfolgung der Sache auffordern
önnen .

Immerhin muß aber der Staatsanwalt , wenn er die Be⸗

ſchwerde grundlos findet , die gerichtliche Verfolgung ab⸗

lehnen und ſolche dem vermeintlich beleidigten Diener ſelbſt

überlaſſen können , daher iſt in der Redaktion der Commiſſion

nur geſagt, daß er in ſolchen Faͤllen auf erfolgte Aufforderung

die Kiage erheben könne .

§. 13 . Nach dem §. 48 des Entwurfs ſoll auch da , wo das

Vergehen nur auf die Klage des beleidigten Privaten verfolgt
werden darf , das Geſuch um Anordnung einer Unterſuchung ,

beziehungsweiſe die Klage , bei dem Staatsanwalt übergeben
und von dieſem dem Unterſuchungsrichter mitgetheilt und

fernerhin von Amts wegen verfolgt werden .

Ich habe ſchon oben ( §. 2 ) bemerkt , daß die Commiſſion
eine derartige Einmiſchung des Staatsanwalts in reine Pri⸗

vatklage nicht für zweckmäßig hält . Abgeſehen davon , daß

hier zu einer größeren Einmiſchung des Staatsanwalts als
in jedem Civilprozeſſe kein Grund vorhanden iſt , und dem

Beleidigten ganz füglich die Verfolgung ſeiner Rechte ſelbſt
überlaſſen werden kann , —liegt ein Bedenken gegen die Ver⸗
mittlung durch den Staatsanwalt im Allgemeinen noch

darin , daß ja der Staatsanwalt , wenn er die Klage des
vermeintlichen Beleidigten für grundlos anſieht , doch nicht
gehalten ſeyn kann , gleichwohl für ihn eine Anklageſchrift
zu fertigen und nach §. 58 Anträge auf Schuldigerklärung
zu ſtellen .

Der Baterſche Entwurf gibt daher dem Staatsanwalt die
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Befugniß , die Beſchwerde jedes beleidigten Privatmannes ,
wenn er ſie gegründet findet , zur eigenen gerichtlichen Ver⸗

folgung anzunehmen , oder andernfalls abzulehnen , und dem

Beleidigten die Erhebung der Klage ſelbſt zu überlaſſen .
Da jedoch nach der Anſicht der Commiſſion jeder Streit

über Beleidigungen , wobei der Staat nicht ei ' wa wegen dem

Amt des Beleidigten , oder wegen politiſcher Verhältniſſe be⸗

theiligt iſt , als eine reine Privatſache angeſehen werden
muß , und der Staatsanwalt lediglich die öffentlichen
Intereſſen zu vertreten hat , und nicht der Advokat von Pri⸗
vaten iſt , — ſo hat die Commiſſion zwiſchen gegründeten
und ungegründeten Beſchwerden von Privaten in dieſer Hin⸗
ſicht keinen Unterſchied angenommen , und den Privaten die

Verfolgung ihrer Genugthuungsklagen überall ſelbſt über⸗
laſſen .

Plenuch ſind die §§. 47 und 48 zuſammengezogen und in

ihrer Faſſung verändert worden .
Die §§. 49 , 50 , 52 und 53 des Entwurfs ſind oben in

dem Kapitel über den Beſchlag aufgenommen worden , und

fallen daher hier weg .
§. 14 . Dieſer §. iſt der §. 51 des Entwurfs , mit einziger

Veränderung des Worts „ Anſuchen “ in das Wort „ Klage . “
Dem Unterſuchungsrichter das Erkenntniß über die Statt⸗

haftigkeit der gerichtlichen Verfolgung , vorbehaltlich der Be⸗

rufung , einzuräumen , wird , ſo lange nicht das Schwurge⸗
richt conſtituirt iſt , und damit eine Anklagekammer nöthig
wird , keinen erheblichen Bedenken unterliegen . Die Frage ,
ob eine Anklage Statt habe ? —iſt da , wo ſtändige Richter
nach Beweisregeln urtheilen , und wobei mehrere Inſtanzen
eintreten , das etwa Übereilte alſo wieder gut gemacht werden

kann , nicht von ſo großer Wichtigkeit , und auf der andern
Seite würde die Unbefangenheit des in der Hauptſache ſelbſt
urtheilenden Obergerichts etwas geſtört , wenn daſſelbe zum
Voraus ſchon immer über die Statthaftigkeit der gerichtlichen
Verfolgung erkannt hätte .

§. 15 . Die Gründe , warum die Schwurgerichte nicht ſo⸗
gleich jetzt ſchon eingeführt werden können , und deshalb einſt⸗
weilen die Hofgerichte , dem §. 57 des Entwurfs gemäß, die
urtheilenden Gerichte über Preßvergehen ſeyn ſollen , ſind
oben im Eingange dieſes Berichts angegeben .

Die Sö. 16 und 17 ſind die §S§. 55 und 56 des Entwurfs ,
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und geben uͤber die Ablehnung der Richter , wegen Befangen⸗
heit oder Unfähigkeit derſelben , angemeſſene Beſtimmungen ;
allein damit iſt noch nicht genug geſchehen , ſondern es iſt

§. 18 durchaus nothwendig , dem Angeklagten auch eine

Ablehnungsbefugniß von größerem Umfange zu geſtatten ,
nämlich eine ſolche , welche nicht erſt durch den meiſtens
ſchwierigen oder unmöglichen Beweis einer Befangenheit be⸗

gründet , ſondern ganz frei und ohne Angabe irgend eines
Grundes gegeben werden ſoll .

Bei dem Schwurgerichte iſt dieſes freie Recuſationsrecht
wohl einer der größten Vortheile . Ohne Zweifel iſt daſſelbe
gerade bei dem Schwurgerichte am unerläßlichſten und

auch am naturgemäßeſten ; allein auch bei dem Hofgerichte
wird es das Vertrauen erhöhen , und iſt bei deſſen Aufſtellung
zur Aburtheilung von Preßvergehen , die meiſtens politiſcher
Natur ſind , doppelt nöthig .

Es gilt zugleich als einiger Erſatz für das Schwurgericht
ſelbſt , und kann , da dazu keine ſo großen Umſtände und Vor⸗

bereitungen , wie zur Conſtruirung des Schwurgerichts , noth⸗
wendig ſind , ſogleich jetzt proviſoriſch an die Stelle des

Schwurgerichts geſetzt werden .
Ob die Gerichte in ihrem jetzigen Beſtande , hinſichtlich der

Aburtheilung von Preßvergehen , Vertrauen verdienen ,
oder nicht , wollen wir nicht unterſuchen , —aber ſo viel iſt

gewiß , daß ſie dazu das erforderliche Vertrauen nicht be⸗

ſitzen .
Als einfache Thatſache läßt ſich dies durchaus nicht ver⸗

kennen .
Wenn man von uns Beweiſe forderte , daß unſere Ge⸗

richte in Aburtheilung von Strafſachen je durch Vorurtheile ,
durch Neigung oder Abneigung , ſich beſtimmen ließen , —

ſo erwiedern wir , daß Vergehen von der Art , wie ſie gewöhn⸗
lich durch die Preſſe begangen werden , unter den Feſſeln der

Cenſur , die das Schlimme mit dem Guten niederdrückt , bis⸗

her faſt nie vorgekommen ſind , wir alſo aus dem , was ge⸗
ſchah , nicht beurtheilen können , was künftig unter der Herr⸗
ſchaft einer freien Preſſe geſchehen würde .

In conſtitutionellen Staaten hat in der Regel die politiſche
Geſinnung jedes gebildeten Staatsbürgers eine gewiſſe Rich⸗

tung , die ihn bei Beurtheilung politiſcher Vergehen und alles
deſſen , was durch die Preſſe verbreitet , die öffentliche Mei⸗
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nung leiten will , befangen macht . Er wird , ſo aufrichtig er

auch das Wahre zu erkennen ſich bemüht , ganz unwillkühr⸗
lich , je nach ſeinen politiſchen Grundſätzen , da — oder dort⸗

hin neigen , und alle diejenigen , welche nicht ſeiner Geſinnung
ſind , werden ſein Urtheil überall nur mit Mißtrauen auf⸗
nehmen. 4 8

Wie wollte man auch z. B. demjenigen , welcher im Eifer

für das allgemeine Beſte das ſeinen Anſichten widerſtrebende
Syſtem der Regierung hart angreift , und darum gerichtlich
verfolgt wird , zumuthen , Vertrauen zu haben zu der Ent⸗
ſcheidung eines Gerichts , von deſſen Mehrheit der Mitglie⸗
der er wüßte , daß ſie dem angegriffenen Syſteme der Regie⸗

rung mit Wärme ergeben ſind ? —

Es iſt daher , m. H. , ſo lange nicht das Schwurgericht ,
das ſolche Mängel hauptſächlich beſeitigen ſoll , eingeführt
iſt , durchaus nothwendig , einſtweilen wenigſtens durch Ein⸗

räumung eines freien Recuſationsrechtes , wodurch der An⸗

geklagte die ihm feindlichen Elemente aus dem Gerichte we⸗

nigſtens theilweis entfernen kann , das Vertrauen auf die

Reinheit der in Preßſachen ergehenden Urtheilsſprüche zu

ſtärken .
Die Commiſſion iſt daher der Meinung , nach den Vor⸗

ſchlägen , welche unſer Herr College Duktlin ger in einer

im Archive für die badiſche Rechtspflege im Jahre 1829

( Bd 1 Heft 1) erſchienenen vortrefflichen Abhandlung uüber

den Indizienbeweis gemacht hat , ein freies Recuſations⸗
recht in der Art zu ſtatuiren , daß da , wo es ſich um öffent⸗
liche Intereſſen handelt , wo nämlich der Staatsanwalt ge⸗

klagt hat , der Angeklagte die Mitglieder des Hofgerichts
bis zur Hälfte derſelben ohne Angabe von Gründen ablehnen

könne , und daß dafür eine gleiche Anzahl von Advokaten ,
wie es in Rheinbaiern geſchieht , als Erſatzrichter eintreten .

Natürlich iſt , daß dem Staatsanwalt eine gleiche Ableh⸗

nungsbefugniß , hinſichtlich der ſtändigen Richter nicht zu⸗

komme , da dieſelben ja nicht wie die Geſchwornen durch das

Loos gewählt , ſondern vom Staat , in deſſen Namen der

öffentliche Ankläger handelt , ſelbſt ernannt ſind .
Daß aber gerade die bei dem Hofgerichte angeſtellten Ad⸗

vokaten ( nach dem Looſe und mit Vorbehalt eines unten

zu beſchreibenden weitern Reeuſationsrechtes ) die Erſatzrichter
ſeyn ſollen , rechtfertigt ſich ſchon durch die Betrachtung ,
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daß bei der Vermiſchung der That⸗ und Rechtsfrage wohl
Rechtsgelehrte gefordert werden dürften , und daß deren ,
außer den Staatsdienern und ihren Gehilfen , wenig andere ,
als die Advokaten vorhanden ſind . Allein nebſtdem glaube
ich , die Behauptung ausſprechen zu dürfen , daß die Advo⸗
katen vorhanden ſind . Allein nebſtdem glaube ich die Be⸗
hauptung ausſprechen zu dürfen , daß die Advokaten ihrem
Berufe und ihrer unabhängigen Stellung nach , das öffent⸗
liche Vertrauen in politiſchen Bingen in der Regel am meiſten
genießen , und daß ſie in dieſem ehrenden Vertrauen noch
ſteigen werden , wenn künftig die Offentlichkeit und Münd⸗
lichkeit des gerichtlichen Verfahrens ſie mehr dem Aktenſtaub
entfremdet , und dem öffentlichen Leben zuwendet .

Der §. 19 der Commiſſion iſt der §. 54 des Entwurfs .
Das Schlußverhör bei der Vorunterſuchung muß natür⸗

licherweiſe wegfallen , da der Zweck , den es bei dem bis⸗

herigen Unterſuchungsverfahren hatte , durch das vor dem

urtheilenden Gerichte ſelbſt vor ſich gehende Hauptverfahren
mehr als bisher erreicht wird .

Bei einer veränderten Gerichtsverfaſſung , die mit der

Einführung des Schwurgerichts unvermeidlich wird , ſind
alsdann auch nähere Vorſchriften über die Führung der Vor⸗

unterſuchung , über die Competenz der dabei concurrirenden

Beamten , uͤber die Anbringung und Erhebung der Excep .
Ver . , über den Verhaft u. dgl . nothwendig , was alles zur
Zeit umgangen und der bisherigen Geſetzgebung , ſo weit

ihr nicht durch die Beſtimmungen über das Anklage⸗ und
das öffentliche mündliche Hauptſchlußverfahren derogirt iſt ,

überlaſſen werden kann .

Nur iſt durch einen Zuſatz zum §. 54 des Entwurfs darauf

aufmerkſam zu machen , daß , was beim Anklageprozeß ganz
natürlich iſt , der Staatsanwalt und der Privatkläger bei

dem Unterſuchungsrichter allartige auf die Erhebung der

Sache bezügliche Anträge ſtellen können .

§. 20 . Eben ſo erfordert die Aufrechthaltung des Anklage⸗
prozeſſes , daß überhaupt das urtheilende Gericht ſich mit

der Unterſuchung nicht befaſſe .

Nach §. 59 ſoll alſo der Staatsanwalt , wo er die Klage
erhob , die etwa nöthige Vervollſtändigung der Vorunter⸗
ſuchung durch ſeine Anträge bei dem Unterſuchungsrichter
ſelbſt einleiten , — und eben darum ſollen nach 15 Meinung
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der Commiſſion die Akten in dieſen Fällen an ihn unmittelbar
und nicht an das Hofgericht eingeſendet werden , was hier , ſo wie

§. 21 im Eingang des §. 58 des Entwurfs , durch eine

geänderte Faſſung ausgedrückt werden muß .
Im Übrigen iſt im §. 58 der Inhalt der nach geſchloſſe⸗

ner Vorunterſuchung zu fertigenden Anklageſchrift erſchöpfend
und gut bezeichnet , und es iſt nur noch in einem weiteren Satze

§. 22 die Beſtimmung zu geben , daß da , wodie ge⸗
richtliche Verfolgung nicht vom Staatsanwalte ausging ,
der Privatkläger binnen einer ihm anzuberaumenden kurzen

Friſt eine gleiche Anklage unter Androhung des Verluſtes

derſelben bei dem Unterſuchungsrichter zu Protokoll zu geben ,
oder ſchriftlich zu überreichen habe , weil , wie oben bei den

§§. 3 und 13 bemerkt wurde , die Commiſſion eine Vermitt⸗

lung des Verfahrens durch den Staatsanwalt bei Privat⸗
klagen nicht für angemeſſen hält .

Daß übrigens der Staatsanwalt , ſtatt z. B. nach dem

Baierſchen Entwurfe erſt , nachdem die Geſchwornen das

„ Schuldig “ ausgeſprochen haben , hier ſogleich in der An⸗

klageſchrift ſchon das Maß der Strafe in Antrag bringt , iſt
eine natürliche Folge des Umſtandes , daß hier über That⸗
und Rechtsfrage von ei nem Gerichte in einem und demſelben
Urtheile erkannt wird , alle zur Sache gehörigen Anträge
alſo ſchon zum Voraus auf einmal geſtellt werden müſſen .

§. 23 . Bei der im §. 60 des Entwurfes enthaltenen Vor⸗

ſchrift über die Anordnung der öffentlichen Verhandlung
weiß die Commiſſion nichts zu erinnern , als daß in Folge
der im §. 17 ſtatuirten Ablehnungsbefugniß dem Angeklagten
mit der Vorladung zur Tagfahrt zugleich eröffnet werden
müſſe , daß er außer den Zeugen und Sachverſtändigen , die
er dabei haben will , auch die Richter , die er abzulehnen ge⸗
denkt , wenigſtens acht Tage vor der Tagfahrt zu benennen
habe , damit alsdann die Vorladung der Erſatzrichter zur
nämlichen Tagfahrt noch geſchehen könne .

Die §S§. 24 —27 ſind die §S§. 61 —64 des Entwurfs ,
gegen welche mit Ausnahme geringer Redaktionsverände⸗

rungen nichts zu erinnern iſt .
Namentlich iſt es eine ganz wohlthätige Beſtimmung , daß

nach dem . 25 ( 62 ) da , wo auf eine peinliche Strafe an⸗

getragen iſt , dem Angeklagten , wenn er keinen Vertheid ' ger
gewählt hat , ein ſolcher von Amts wegen aufgeſtellt werde .
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Bei bloßen Privatklagen kann dies indeſſen nicht vorkommen ,
da nach dem Geſetze über Ehrenkränkungen und Verläum⸗
dungen in ſolchen Fällen immer nur bürgerliche Strafen
erkannt werden dürfen .

Sr . 28 . Ehe nun die So. des Entwurfs über das Verfahren
in der Gerichtsſitzung aufgenommen werden , ſind vorerſt

noch einige über die Conſtruirung des Gerichts , d. i. über
die Ergänzung der Hofgerichte im Falle Statt gehabter Ab⸗

lehnungen einzuſchalten .

In dem erſten dieſer §o. wird feſtgeſetzt , wie die Erſatz⸗
richter beſtimmt werden .

Daß ſie aus den beim Hofgericht angeſtellten Ad vokaten

genommen werden , iſt ſchon oben bei dem §. 18 gerechtfertigt
worden . Diejenigen , welche gerichtskundig in der Sache
ſchon befangen ſind , welche z. B. in der nämlichen Sache
einen Betheiligten bei Gericht ſchon vertreten haben u. dgl . ,
bleiben ausgeſchloſſen .

Im Übrigen kann ihre Wahl nur in öffentlicher Sitzung
durch das Loos geſchehen , und wenn ihrer nicht noch einmal

ſo viele , als Richter abgelehnt wurden , vorhanden ſind ,
ſo müſſen noch andere Rechtsgelehrte aus dem Gerichtsſitze ,
oder , wenn dort keine zu finden ſind , aus den nächſten
Orten , ebenfalls nach dem Looſe zugezogen werden .

Active Staatsdiener und ihre Amtsgehilfen ſind übrigens ,
da der Angeklagte wegen ihrer Abhängigkeit von der Regie⸗
rung oft kein volles Vertrauen auf ſie haben kann , und

gerade dieſes Vertrauens wegen die Ablehnungsbefugniß und

Aufnahme von Erſatzrichtern ſtatuirt wird , hier wie bei der

Bildung eines Schwurgerichts auszuſchließen .
Zweimal ſo viele , als Richter abgelehnt wurden , müſſen

indeſſen als Erſatzrichter ausgeloost werden , damit wieder

die Hälfte davon abgelehnt werden kann , und doch noch die

zum Erſatze der abgelehnten Richter erforderliche Anzahl

ubrig bleibe .
Um dieſe hinſichtlich der Erſatzrichter dem Staatsanwalt

und dem Angeklagten gemeinſchaftlich zuſtehende Ablehnungs⸗
befugniß unter Beide gleichheitlich theilen zu können und

keinen Bruch zu erhalten , iſt nöthig , ihre Anzahl erforder⸗

lichen Falls bis dahin zu erhöhen , daß ſie durch vier getheilt
werden kann .

§. 29 . Von den durch das Loos beſtimmten Srſatzſchheun
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ſind diejenigen , welche an die Stelle der abgelehnten Ge⸗

richtsperſonen treten ſollen , durch Geltendmachung der ſo

eben erwähnten weiteren Ablehnungsbefugniß , welche dem

Staatsanwalte und dem Angeklagten jedem zu / aller Er⸗

ſatzrichter zuſtehen muß , auszumitteln .
Daß bei jeder Conſtituirung eines Gerichts , bei welcher

das Loos eintritt , eine freie theilweiſe Ablehnung Statt
haben müſſe , iſt ſo einleuchtend , daß es gar keiner Begrün⸗

dung bedarf ; daß aber hier dieſe Ablehnung nicht nur dem

Angeklagten allein , ſondern ihm und dem Staatsanwalte

gleichheitlich gebühre , folgt aus dem Grundſatze der Rechts⸗

gleichheit beider Theile , und der bei der Ablehnung der Hof⸗
gerichtsmitglieder erwähnte Grund , daß dieſe ja vom Staat

ſelbſt ernannt ſeien , der Staatsanwalt ſie alſo wegen Man⸗

gel an Vertrauen nicht ablehnen könne , ſchlägt hier bei den
durch das Loos beſtimmten Advokaten nicht ein .

Die Liſte der durch das Loos beſtimmten Erſatzrichter iſt
indeſſen beiden Theilen im Ganzen vorzuweiſen , damit ſie
zum Voraus überſehen können , welche davon ihnen mehr
oder minder zur Ablehnung geeignet erſcheinen , und damit

ſie hiernach die relativ beſte Auswahl treffen können , was
ihnen nicht möglich iſt , wenn ſie nur einen nach dem andern
kennen lernen und ſich über die Annahme oder Verwerfung
eines Benannten erklären ſollen , bevor ſie die Nachfolgenden
kennen , bevor ſie alſo wiſſen , ob der Erſtere , in Ver⸗

gleichung mit den Nachfolgenden , annehmbar ſei
oder nicht , und ob ſie nicht etwa durch Annahme deſſelben
ihr Ablehnungsrecht für Andere , auf die ſie noch weniger
Vertrauen haben , aufſparen ſollen .

Auch ſoll , da in Fällen nothwendiger Verſchiedenheiten
immer eher der Angeklagte zu begünſtigen iſt , und da der⸗
jenige , welcher ſich über die Ablehnung zuletzt erklärt , vor
dem Andern offenbar einen Vortheil hat , bei jedem Erſatz⸗
richter , wie er der Reihe nach durch das Loos heraus ge⸗
kommen iſt , zuerſt der Staatsanwalt und alsdann erſt der

Angeklagte ſich über die Annahme oder Verwerfung deſſelben
ausſprechen , bis eine zum Erſatze der abgelehnten Gerichts⸗
mitglieder hinreichende Zahl von beiden Theilen zugelaſſen iſt .

Ein Beiſpiel wird vielleicht dieſes ganze Verfahren klarer

machen . 8

Ein Hofgericht beſtehe , einſchließlich des Präſidenten , aus
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eilf Mitgliedern . Hier kann nun der Augeklagte , weil die
Zahl von ſechs die Hälfte ſchon überſteigen würde , nach
dem §S. 18 nur fünf ablehnen , weßhalb nach §. 28 zehn Ad⸗
vokaten , oder weil dieſe Zahl ſich durch vier nicht theilen
läßt , zwölf durch das Loos als Erſatzrichter zu beſtimmen ſind .

Es ſollen aber z. B. nur acht in der Sache noch nicht be⸗

fangene Advokaten vorhanden ſeyn , ſo ſind dieſe kraft Ge⸗
ſetzes die acht erſten Erſatzrichter , und werden unter ſich
durch das Loos gereiht , ſodann ihnen weitere vier Rechts⸗
gelehrte durch das Loos beigegeben .

Von dieſen zwölf Erſatzrichtern , deren Liſte den Partheien
vorzulegen iſt , und die ſodann der Reihe nach , von Nr . 1

anfangend , einzeln aufzurufen , d. i. zur Erklärung über
die Annahme oder Verwerfung auszuſetzen ſind , darf nun
der Staatsanwalt drei und der Angeklagte drei ablehnen .

Machen beide ihre volle Ablehnungsbefugniſſe geltend ,
ſo bleiben doch noch ſechs Erſatzrichter , während nur fünf

nöthig ſind , —der Letzte , d. i. derjenige , der erſt als der

zwölfte durch das Loos herauskam , bleibt alſo hier in jedem

Falle übrig , es wäre denn , daß einer von den vorhergehen⸗
den bei der Tagfahrt nicht erſchienen wäre .

Es können aber , wenn die Partheien nicht ſogleich bei den

Erſten ihre Ablehnungsbefugniß geltend machen , viele übrig
bleiben , bei welchen keine Erklaͤrung über die Ablehnung
und überhaupt kein Aufruf mehr nöthig fällt .

Es werden z. B. Nr . 1 , 2 und 3 von keinem Theile ab⸗

gelehnt , Nr . 4 und 5 aber vom Staatsanwalt , und Nr. 6

vom Angeklagten , ſodann Nr . 7 und 8 wieder von keinem

Theile , —ſo ſind ſchon die nöthigen fünf Erſatzrichter ( näm⸗

lich Nr . 1 , 2 , 3 , 7 und 8 ) unbeanſtandet vorhanden , und
die übrigen vier ( Nr . 9 , 10 , 11 und 12 ) kommen gar nicht

mehr zum Aufrufe .
Werden dagegen z. B. ſogleich die erſten ſechs Nummern

vom Staatsanwalt und vom Angeklagten , von jedem drei ,

abgelehnt , ſo ſind die fünf folgenden ( Nr . 7, 8, 9, 10 und 11 )

die Erſatzrichter . 5
Dieſe fünf Erſatzrichter bilden nun gemeinſchaftlich , mit

den nicht abgelehnten ſechs Mitgliedern des Hofgerichts , das

urtheilende Gericht . 5
§. 30 . Ein gleiches Verfahren finde Statt , wenn die Klage

nicht vom Staatsanwalte , ſondern von einem beleidigten⸗
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Privaten exhoben wurde , nur mit dem Unterſchied , daß in
folchen Faͤllen die Ablehnungsbefugniß nicht nur hinſichtlich
der durch das Loos beſtimmten Erſatzrichter , ſondern auch
hinſichtlich der Hofgerichtsmitglieder gemeinſchaftlich iſt ,

von dieſen alſo ebenfalls jeder Theil nur bis auf ein Viertel,
d. i. die Hälfte von der Hälfte , ablehnen kann , weil hier
der Grund , aus welchem der Staatsanwalt von der Ab⸗
lehnung der Hofgerichtsmitglieder ausgeſchloſſen iſt , nicht
eintritt .

Es mag übrigens die Frage entſtehen , ob bei ſolchen
Privatklagen das fragliche Ablehnungsrecht überhaupt zu⸗
zulaſſen ſei ?

Wichtiger und dringender iſt es offenbar , wenn der In⸗

halt der Druckſchrift , über welche gerichtet werden ſoll ,
gegen die öffentliche Macht gerichtet iſt , und es iſt gut ,
daß in dieſem Falle dem Angeklagten ein aus gedehnteres
Recuſationsrecht ( da er die ganze Hälfte der Gerichtsper⸗
ſonen allein , ſtatt ſonſt nur gleichtheilig mit dem Privat⸗
kläger ablehnen darf ) zukomme ; allein nichts deſto weniger
hält die Commiſſion für zweckmäßig , auch im Falle einer
bloßen Privatklage in Preßſachen , zur Erhöhung des Ver⸗
trauens auf die Urtheilsſprüche , eine freie Ablehnungsbe⸗
fugniß einzuräumen , weil die Beleidigungen , welche durch
die Preſſe verübt werden , gewöhnlich auch Verhältniſſe der
Politik zum Gegenſtand , oder aber zur Veranlaſſung haben ,
und es daher auch hier meiſt die Gerechtigkeit befördern , und
das Vertrauen der Betheiligten auf dieſelbe beſtärken wird ,
wenn durch die Ablehnung Männer aus dem Gerichte ge⸗
bracht werden können , von deren Geſinnung der eine oder
der andere Theil eine Befangenheit befürchtet .

§. 31 . Daß die Gerichtsſitzung öffentlich ſeyn müſſe , iſt
ſchon oben bei dem §. 11 gerechtfertigt .

Der F. 65 macht davon zwei Ausnahmen , die eine da ,
wo durch die Offentlichkeitder Verhandlung öffentliches Arger⸗
niß entſtehen würde , ſodann da , wo ſämmtliche Partheien
eine geheime Sitzung verlangen .

Hinſichtlich des erſteren Falles kann keinerlei Bedenken
obwalten , daß die Sitzung geheim ſeyn müſſe , und was
den zweiten Fall betrifft , ſo wird man in Conſequenz des
über die Offentlichkeit des Verfahrens in bürgerlichen Rechts⸗
ſtreitigkeiten von der Kammer gefaßten Beſchluſſes annehmen
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müſſen , daß bei bloßen Privatklagen , die wir nur wie

bürgerliche Prozeſſe anſehen , und bei welchen ein Ver⸗

zicht der Betheiligten auf die vom Geſetze in ihrem Intereſſe
gegebenen Vorſchriften zuläſſig iſt , auf das übereinſtimmende

Verlangen beider Theile die Oeffenlichkeit der Verhandlung

beſeitigt werden könne . Wenn es ſich aber um eine vom

Staatsan walte erhobene Klage , alſo um eine öffent⸗
liche Angelegenheit , um eine Sache des Volkes , handelt ,
ſo kann von einem ſolchen Verzichte nicht die Rede ſeyn . Der

Staatsanwalt iſt nicht , wie der Privatkläger , der Eigen⸗
thümer des Rechtsſtreites , ſondern der Staat iſt dies ,
und er iſt nur deſſen Vertreter ; er darf alſo die Rechte

des Staats wohl geltend machen , ſie aber da , wo er ſie

nach den Geſetzen als vorhanden erkennt , nicht aufgeben ,
ſomit auch auf das geſetzliche Recht der Oeffentlichkeit nicht

verzichten , und das , wobei das Volk ſelbſt betheiligt iſt , der

Kenntniß deſſelben nicht entziehen .
Darnach iſt die Faſſung des §. 65 des Entwurfs etwas

zu verändern .
Der F. 32 iſt der §. 66 des Entwurfs , und bedarf wohl

keiner Rechtfertigung .
§. 33 . Der §. 67 des Entwurfs beſtimmt , wie nun in der

Gerichtsſitzung ſelbſt die Verhandlung vor ſich zu gehen habe .
Die Commiſſion ſchlägt eine geänderte Faſſung dieſes §. vor .

à ) Namentlich ſoll dem Angeklagten , ſo wie die zuerſt zu

verleſende Anklageſchrift die Gründe und Anträge des Staats⸗
anwalts oder Privatklägers enthält , eben ſo geſtattet ſeyn ,

ſchon vor der Verleſung der Urkunden und Einvernahme der

Zeugen das Zweckdienliche vorzutragen .

b ) Die Vorleſung der Zeugenausſagen ſoll , wie auch der

Baierſche Entwurf §. 67 es vorſchreibt , unterbleiben , denn

diejenigen Zeugen , auf deren Ausſage die Partheien ein Ge⸗
wicht legen , ſollen in der Gerichtsſitzung ſelbſt abgehört wer⸗

den , es ſei denn , daß ihre Vorladung nicht wohl möglich ſei,
worüber im nachfolgenden §. eine Beſtimmung gegeben wird .

0) Beweiseinreden , z. B. Verdächtigungen von Zeugen ꝛc. ,

ſind nach den jeweiligen Umſtänden beſonders zu erörtern .

d ) Bei allen Verhandlungen iſt , wie dies auch der code

d' instr . crim . und der Baierſche Entwurf vorſchreiben , dem

Angeklagten das letzte Wort zu geſtatten .
60) Selbſt da , wo nicht der Staatsanwalt geklagt hat , iſt
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derſelbe gleichwohl im Intereſſe des Geſetzes zu hören , ohne
daß er aber dabei Anträge als Parthei , d. i. ſolche , welche
nur der Parthei zukommen , ſtellen könnte .

1Er hat für die Beobachtung der Geſetze zu wachen und iſt
mit ſeinen deßfallſigen Anſichten und Bemerkungen überall

u hören .

Nach dem F§. 68 des Entwurfs ſollen die Zeugen
ſchon in der Vorunterſuchung , oder doch nachträglich noch
in der Gerichtsſitzung beeidigt werden , wenn der Staats⸗
anwalt oder die Partheien es verlangen , oder das Gericht
es von Amtswegen beſchließt . 5

Auch hier ſchlaͤgt die Commiſſion mehrere Anderungen vor .
à ) In der Vorunterſuchung ſoll die Beeidigung unterblei⸗

ben , da , wenn die Zwecke der Offentlichkeit und Mündlichkeit
des Verfahrens erreicht werden ſollen , alle Haupthandlungen
erſt in der Gerichtsſitzung vor ſich gehen dürfen , man aberden Eid nicht zwei mal abnehmen darf , und der Zeuge in
der feierlichen Sitzung eine frühere Ausſage , ohne die Ge⸗
fahr , als meineidig angeſehen zu werden , nicht mehr ver⸗
beſſern könnte .

Gleichwohl muß es ein Verſpruchs eid ſeyn , d. i. der⸗
ſelbe muß in der Sitzung vor der öffentlichen Einvernahme ,
dahin , daß er die Wahrheit angeben werd e, und nicht da⸗
hin , daß das ( in der Vorunterſuchung ) bereits Ange⸗
gebene wahr ſei , geleiſtet werden .

Die Beſtimmung des Baierſchen Entwurfs §. 28 , daß dem
Zeugen in der Vorunterſuchung einſtweilen das Handgelübde
abgenommen werde , ſcheint der Commiſſion nicht annehm⸗
bar , weil durch das Handgelübde , deſſen Falſchheit nach un⸗
ſern Geſetzen die gleichen Strafen wie der Meineid nach ſich
zieht , der Zeuge ſchon eben ſo wie durch einen Eid gebunden
wäre , und weil , wenn der Eid in öffentlicher Sitzung noch
etwas fruchten und eine Verbeſſerung der Ausſage zur Folgehaben ſollte , z wei verbindende Ausſagen, eine handgelübd⸗
liche und eine eidliche , mit einander in Kolliſion kämen .

b ) Eine Ausnahme von der Regel , daß in der Vorunter⸗
ſuchung keine Beeidigung geſchehe , iſt nur da ſtatthaft , wo
der Zeuge wegen Krankheit oder wegen zu weiter Entfernungin die Gerichtsſitzung ſelbſt nicht vorgeladen werden kann .
In ſolchen Fällen muß ſeine Ausſage , hinſichtlich deren er
in ſeiner Wohnung , beziehungsweiſe bei dem Gerichte ſeines
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Aufenthalts , zu beeidigen iſt , wenn von irgend einer Seite
ein Gewicht darauf gelegt wird , in der Gerichtsſitzung ver⸗

leſen werden .
Was endlich
c ) die Frage betrifft , ob und in welchen Fällen die Beei⸗

digung ganz unterbleiben dürfe ? — ſo macht dies der Ent⸗

wurf von dem Willen der Partheien und von dem Ermeſſen
des Gerichts abhängig , während der Baierſche Entwurf §. 110
und der code d' instr . crim .§. 155 und 317 eine jedesma⸗
lige Beeidigung vorſchreiben .

Die Commiſſion iſt der Meinung , daß da , wo der Staats⸗
anwalt klagte , wo es ſich alſo um öffentliche Intereſſen
handle , der Staatsanwalt ( wie ſchon oben bei dem §. 31

hinſichtlich der Oeffentlichkeit gezeigt wurde ) auf gefetz⸗
liche Garantieen für Ermittlung des wahren materiellen

Rechts nicht verzichten dürfe , die Beeidigung der Zeugen
ſomit immer eintreten müſſe , wogegen ſolche bei bloßen
Privatklagen , wo die Partheien als die Herren ihrer Rechte
darauf verzichten können , unterbleiben ſoll , wenn nicht
einer der Betheiligten ſie verlange , und daß in ſolchem Falle

auch der Richter von Amts wegen ſie nicht beſchließen könne .

§. 35 . Wegen des erſtmaligen Ausbleibens ſollen die Zeu⸗

gen und Sachverſtändigen nach der Anſicht der Commiſſion
nur in die Koſten der Tagfahrt verfällt werden , und erſt
das zweite Mal die im §. 69 des Entwurfs feſtgeſetzte Strafe
gegen ſie eintreten , da , ſo lange nicht das Schwurgericht
beſteht , das Ausbleiben der Zeugen nicht von ſo großen

Folgen iſt , eine ſo große Strenge gegen dieſelben alſo auch

noch nicht erforderlich erſcheint . 5
§. 36 . Die Vorſchrift des §. 70 , daß das als Reſpizient

aufgeſtellte Gerichtsmitglied bei der Berathung über die Ur⸗

thelsfaſſung den Antrag mache, und zu ſeiner noch voll⸗

ſtändigern Information die Vorunterſuchungsakten ſchon
einige Tage vor der Gerichtsſitzung zugeſtellt erhalte, iſt ,
da dadurch an der unmittelbaren Information aller übrigen

Mitglieder bei der mündlichen öffentlichen Verhandlung
nichts verloren geht , nur eine Garantie mehr für die Reife
des Urtheils .

Eben ſo unterliegt die Vorſchrift , daß die Berathung ge⸗
heim geſchehe , keiner Beanſtandung , aber über die weitere

viel beſtrittene Frage : ob nach gepflogener Berathung die
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Abſtimmung der einzelnen Gerichtsmitglieder öffen tlich

geſchehen ſoll ? — erhoben ſich auch in der Commiſſion ver⸗

ſchiedene Anſichten .
Die Geheimhaltung der Abſtimmung , wie unſere bürger —

liche Prozeßordnung , die franzöſiſchen Geſetze und der neue

Baierſche Entwurf ſie verordnen , wird gewünſcht , weil das

Vertrauen auf die Gerechtigkeit der Urtheile erhöht werde ,
wenn dieſelben vom ganzen Gerichten als von einer morali —
ſchen Einheit ausgehen , und die Partheien nicht ſehen , daß
und wie die Richter über das , was wahr und was gerecht
ſei , bei der Urtheilsfaſſung ſelbſt unter ſich entzweit waren .

Auch beſitzen nicht alle Richter diejenige Feſtigkeit des

Charakters , welche erforderlich iſt , um unter allen Umſtän⸗

den ihre wahre Überzeugung öffentlich auszuſprechen , ohne

ſich dabei durch die Macht der Partheien oder des Publikums

einſchüchtern oder irre leiten zu laſſen .
Auf der andern Seite ward erwogen , daß auch oft der

böswillige Richter gerade dadurch , daß er ſeine Abſtimmung

oͤffentlich begründen und dabei im Falle einer Unlauterkeit

vor der Oeffentlichkeit erröthen müſſe , von der unrechten

Bahn abgehalten werde , — daß übrigens gerade in der Ab⸗

ſtimmung die Haupthandlung des ganzen gerichtlichen Ver⸗

fahrens liege , bei ihr alſo die Oeffentlichkeit , wenn ſie über⸗

haupt gut ſei , am meiſten Noth thue , — daß auch die Par⸗

theien , ſchon um ſich über Ergreifung von Rechtsmitteln
mit mehr Verläſſigkeit entſchließen zu können , wiſſen müſſen ,
wie das Urtheil zu Stande kam , und durch die ſcheinbare

Einſtimmigkeit eines ganzen Collegiums nicht getäuſcht wer⸗
den dürfen .

Endlich enthalten die Urtheile rechtsgelehrter Richter , die

zugleich über die Rechtsfrage zu entſcheiden haben , nicht
blos wie jene der Geſchwornen das Reſultat einer indivi⸗

duellen innerlichen Überzeugung , ſondern das Reſultat einer

Reflexion über die Beſtimmungen des Geſetzes und deſſen

Anwendung auf gegebene Thatſachen , müſſen alſo nicht nur

im Innern des Richters , ſondern objectiv und eben damit

auch öffentlich gerechtfertigt werden . 8
Dieſe letzteren Gründe haben in der Commiſſion das Über⸗

gewicht erhalten , und die Mehrheit der Commiſſion ſchlägt
daher einen Zuſatz zum §. 70 des Entwurfs dahin vor , daß

nach gepflogener geheimer Berathung jeder Richter ſeine Ab⸗

dürfe,
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ſtimmung mit kurzer Angabe der Gründe in öffentlicher
Sitzung auszuſprechen habe .

§. 37 . Es iſt nun nöthig , hinſichtlich des Urtheils ſelbſt
hier noch eine Beſtimmung einzuſchalten , und zur Vermei⸗

dung aller Mißverſtändniſſe den aus dem Grundſatze des

Anklageverfahrens folgenden Satz auszuſprechen , daß das

Gericht nie von Amts wegen auf eine höhere Strafe erkennen

dürfe , als vom Staatsanwalte oder Privatkläger in Antrag
gebracht wurde . Auch mag hier die Beſtimmung Platz greifen ,
daß der Staatsanwalt und der Privatkläger , ſo lange das

Urtheil nicht verkündet iſt , in jedem Augenblicke von der

Klage wieder abſtehen können .

Nach dem Baierſchen Entwurf §. 3 , 20 , 36 und 64 iſt
dies nicht ſtatthaft , — die Commiſſion hält aber dafür , daß
die reine Aufrechthaltung des Anklageprozeſſes es erfordere .
Wo kein Kläger iſt , da iſt auch kein Richter . Liegt es in

der Willkühr des Beleidigten , die Klage zu erheben oder die

Sache auf ſich beruhen zu laſſen , ſo muß er dem nämlichen

Grundſatze zu Folge die ſchon erhobene Klage gegen Tragung
der Koſten und Schaden auch wieder aufgeben können . Auch
der Staatsanwalt muß , wenn er bei dem näheren Verfolg
einer Sache von deren Ungrund die Ueberzeugung erhält ,

die fernere gerichtliche Verfolgung derſelben wieder aufgeben
können , —nicht als wenn er , wie der Privatkläger , auf

Rechte verzichten könnte , ſondern weil er ſolche Rechte

als nicht vorhanden erkennt . Er mag wohl durch beſon⸗

dere Inſtructionen ( ſpäter durch ein über die Staatsanwalt⸗

ſchaft im Allgemeinen zu erlaſſendes Geſetz ) angewieſen
werden , ob und in welchen Fällen er vor dem Aufgeben der

Klage mit irgend einer Staatsbehörde ſich in ' s Einvernehmen
zu ſetzen , beziehungsweiſe bei dem Juſtizminiſterium anzu⸗

fragen habe , — aber dem Angeklagten gegenüber muß der

Grundſatz gelten , daß der Staatsanwalt mit formeller

Rechtsgiltigkeit von der Klage wieder abſtehen könne .

§. 38 . Der §. 71 des Entwurfs verordnet , daß das Urtheil
durch die Mehrheit der Abſtimmenden gefaßt werde . Die
Commiſſion ſetzt bei , daß , um eine größere Stimmenzahl
und damit mehr Sicherheit für ein gerechtes Urtheil zu er⸗

halten , der Präſident jedes Mal mitzuſtimmen habe , und

daß ( zum größeren Schutze gegen ungerechte Verurtheilung )
bei eintretender Stimmengleichheit eine Freiſprechung erfolge⸗
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Der Baierſche Entwurf K. 151 ſchreibt , wie das franzöſiſche
Geſetz C( codèe d' instr . crim . art . 195 ) , hinſichtlich der

Urtheilsverkundung noch vor , daß vorher die Geſetzesſtelle,
in deren Anwendung die Strafe ausgeſprochen wird , vom

Präſidenten öffentlich und wörtlich vorgeleſen werde .
Es iſt dies ohne Zweifel ein guter Schirm gegen Willkühr

und Gedankenloſigkeit der Richter , daher ſchlägt die Com⸗

miſſion vor , eine derartige Beſtimmung in den §. 38 ( 71 )

aufzunehmen .
§. 39 . Es ſind Fälle möglich , in welchen wegen großer

Verwicklung einer Sache , insbeſondere bei einer vorgeſchützten
Einrede der Wahrheit , das Gericht außer Stand iſt , ſogleich
in der nämlichen Sitzung , wo die Verhandlung geſchloſſen
wird , noch das Urtheil zu verkünden . Es kann daher eine

andre Tagfahrt hiezu anordnen , muß aber , damit die

Richter die Verhandlung mit allen Einzelheiten nicht aus
dem Gedächtniß verlieren , bei ſich die Berathung abſchließen ,
oder wenn auch dies nicht möglich iſt , ſich in einer ſpätern
Sitzung noch einen ſchriftlichen Vortrag erſtatten laſſen .

Nach dem §. 72 des Entwurfs ſoll dieſer Vortrag in ge⸗
heimer Sitzung erſtattet werden . Die Commiſſion iſt aber
der Meinung , daß dies in öffentlicher Sitzung geſchehen
müſſe , weil alles , was nicht blos zur Berathung der

Gerichtsmitglieder unter ſich , ſondern zu ihrer neuerlichen
Information dienen ſoll , durch die Oeffentlichkeit con⸗
trolirt ſeyn muß .

Auch iſt die Commiſſion des Dafürhaltens , daß
§. 40 und 41 der Vortrag nur als eine Rekapitulation der

ganzen Verhandlung ( als das résumé ) gelten , und das That⸗

ſächliche des Streits , die Anträge der Partheien , die Ergebniſſe
der Beweisführung , die Aufſtellung der die Entſcheidung
der Sache umfaſſenden Rechts⸗ und Thatfragen , nebſt deren

Erläuterung , aber kein Gutachten und keinen Antrag des

Referenten enthalten dürfe , ſondern daß dieſes als blos

zur geheimen Berathung geeignet der mündlichen Entwick⸗

lung im Berathungszimmer vorbehalten bleibe , — daß
übrigens die Partheien dabei auch nicht nochmals gehört
werden dürfen , ſondern ihnen nur überlaſſen bleibe , dem

Gerichte ſogleich nach erſtattetem Vortrage ſchriftliche Be⸗

merkungen zu übergeben , um darin wahrgenommene Un⸗

vollſtändigkeiten oder Irrthümer hinſichtlich der Thatſachen
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oder der Frageſtellung zu berichtigen , wie dies alles die

SF. 1132 und 1133 der Civilprozeßordnung vorſchreiben ,
weshalb die Commiſſion dieſe beiden §ö. hier einſchalten zu
müſſen glaubte .

§. 42 . Bei dem C. 73 des Entwurfs , worin aufgeführt iſt ,
was das Sitzungsprotokoll enthalten müſſe , findet die Com⸗

miſſion nur noch beizuſetzen nöthig , daß das für die Entſchei⸗

dung der Sache Weſentliche von den Zeugen ausſagen
und Geſtändniſſen mit aufzunehmen ſei .

In ſofern man nämlich nicht , wie bei dem Urtheil der

Geſchwornen , den Ausſpruch der Schuld ſogleich für rechts⸗

kräftig annimmt , ſondern einer Appellation Statt gibt , der

Oberrichter alſo die faktiſche Grundlage , auf welcher das

erſtinſtanzliche Erkenntniß beruht , wieder vor ſich haben muß ,

iſt die ſchriftliche Auufnahme desjenigen von den Geſtändniſſen
und Zeugenausſagen , was zur Entſcheidung der Sache noth⸗

wendig iſt , gar nicht zu umgehen .
§. 43 . Über die Kraft eines in der Vorunterſuchung ab⸗

gelegten und ſpäter widerrufenen Geſtändniſſes , wovon der

§. 74 handelt , wäre gar keine Beſtimmung nöthig , wenn ein

Schwurgericht urtheilte ; denn die Geſchwornen , die , ohne

an irgend eine Beweistheorie gebunden zu ſeyn , lediglich
nach perſönlicher innerer Ueberzeugung urtheilen , werden

jeder bei ſich ſelbſt ſchon ermeſſen , wie viel ſie einem ſolchen

widerrufenen Geſtändniſſe nach allen Umſtänden im einzelnen

Falle Glauben zu ſchenken haben .
So lange aber noch ſtändige Richter urtheilen und an

Beweisregeln gebunden ſind , muß man auch wiſſen , welche
Wirkſamkeit einem in der Vorunterſuchung abgelegten Ge⸗

ſtändniſſe zukomme . 9
Die Frage , welche Kraft ein gerichtliches und welche ein

außergerichtliches Geſtändniß habe ? — mag nun zwar nach
der allgemeinen Geſetzgebung beantwortet werden , aber hier

entſteht das Bedenken , ob ein in der Vorunterſuchung ab⸗
gelegtes Geſtändniß wirklich als ein gerichtliches anzuſehen ſei ?

Der Regierungsentwurf §. 74 bejaht dies , indem er ( ſo⸗

fern nicht das Protokoll ſelbſt unächt oder unförmlich iſt ) den

Widerruf nur im Falle eines mit Urkunden geführten Gegen⸗

beweiſes zuläßt .
Die Commiſſton iſt jedoch dieſer Meinung nicht , ſie glanbt ,

daß das Weſen des öffentlichen mündlichen Verfahrens es
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mit ſich bringe , daß nur dasjenige die Kraft eines gericht⸗
lichen Akts habe , was in der öffentlichen Gerichtsſitzung

geſchieht .
Zu was ſollte denn die in der Oeffentlichkeit liegende Con⸗

trolle gegen kaptiöſe Fragen , gegen Täuſchungen , gegen Dro⸗
hungen und andere Nöthigungen nützen , wenn dasjenige ,
was der einzelne Unterſuchungsbeamte bei dem geheimen
Verfahren that , und was er etwa als Geſtändniß zu Pro—
tokoll nahm , gegen die hintergangenen , übereilten oder ein⸗

geſchüchterten Angeklagten ſchon volle Beweiskraft hat ?
Dem Weſen des mündlichen öffentlichen Verfahrens nach

können alſo nur die in der Gerichtsſitzung abgelegten
Geſtändniſſe als gerichtlich , die frühern aber nur als außer⸗
gerichtlich gelten , — und darnach hat die Commiſſion den
§. 74 abgeändert .

§. 44 und 45 . Die §§. 75 und 76 des Entwurfs regeln die
Folgen des Ungehorſams , d. i . des Nichterſcheinens zur Unter⸗
ſuchung und öffentlichen Verhandlung .

Wer weder in der Vorunterſuchung , noch in der öffentlichen
Gerichtsſitzung erſcheint , um auf die ihm angeſchuldigten
Thatſachen zu antworten , der wird mit Recht als geſtändig
angenommen , welcher Nachtheil ihm bei der Vorladung an⸗
zudrohen iſt , da es im Anklageprozeß an formeller Wahrheit
genügen muß , und man gegen den Beſchuldigten kein wirk⸗
ſameres Mittel hat , ihn zur Verantwortung herbeizubringen ,
als das Präjudiz des Geſtändniſſes .

Hat er ſich in der Vorunterſuchung ſchon verantwortet
und erſcheint alsdann in der Gerichtsſitzung nicht , ſo wird
er nach ſeinen in der Vorunterſuchung abgegebenen Erklä⸗
rungen beurtheilt und weiterer Einwendungen und Beweiſe
verluſtig , — wogegen er da , woer in der Vorunterſuchung
ausbliebe , aber in der Gerichtsſitzung erſchien , dort das Ver⸗
ſäumte wieder nachholen kann .

Die Commiſſion iſt hiernach mit dieſen beiden §§. einver⸗
ſtanden , und eben ſo

§. 46 und 47 mit den Beſtimmungen der § § . 77 und 78 des
Entwurfs über die Vorladungen der Abweſenden . Nur mußte
im §. 46 ( 77 ) , weil die Commiſſion den dort citirten §. 39
des zweiten Titels verworfen hat , eine Redaktionsverände⸗

rung vorgenommen werden .
§. 48 . Um das materielle Recht mit dem formellen mög⸗
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lichſt zu vereinigen , und denjenigen , der ſich zur Verautwor⸗

tung nicht ſtellte , nicht mit einer vielleicht ſehr großen Strafe
ſeine Nachläſſigkeit oder auch Widerſpenſtigkeit zu hart büßen

zu laſſen , verordnet der § 79 des Entwurfs , ähnlich dem

franzöſiſchen Rechte , und entſprechend dem in unſerer neuen

Civilprozeßordnung beobachteten Syſteme , daß der ſäumige
Angeklagte innerhalb 14 Tagen , vom Tage der ihm geſchehenen
Bekanntmachung des Verſaͤumungsurtheils an , die Wieder⸗

herſtellung erhalten könne , ohne ſie beſonders begründen zu
müſſen .

F . 49 . Erſcheint er aber auch bei der auf ſeine übergebene
Wiederherſtellungsbitte neuerlich angeſetzten Tagfahrt wieder

nicht , ſo ſoll , da die Sache einmal ein Ende nehmen muß ,
und ihm ſchon genug Nachſicht zu Theil geworden iſt , das

ergangene Verſäumungsurtheil als ein endgiltiges erklärt

werden , ſo wie es ein endgiltiges wird , wenn der Angeklagte ,
der durch das Verſäumungserkenntniß auf die aus dem Un⸗

gehorſam ihm zugehenden Nachtheile ernſtlich aufmerkſam

gemacht iſt , gleichwohl auch innerhalb der weitern 14 Tage
um Wiederherſtellung gar nicht nachſucht .

Die weitere Beſtimmung des §. 80 , daß dem Angeklagten
in den Fällen der Wiederherſtellung immerhin die durch die

Verſäumung veranlaßten Koſten zur Laſt fallen , hat die

Mehrheit der Commiſſion geſtrichen , weil der Unſchuldige ,
wenn er rechtswidrig belangt wurde , auch alsdann , wenn

er ſeine Verantwortung verſäumte , nicht mit den Koſten

belaſtet werden könne .

§. 50 . Dieſer §. iſt der §. S1 des Entwurfs mit einer geringen ,
durch die zum §. 13 ( 47 ) gefaßten Beſchlüſſe nöthig gewor⸗

denen , Veränderung .
Auch der Baierſche Entwurf geſtattet eine Reviſion und

eine Nichtigkeitsbeſchwerde an das Obergericht . Die Letztere

hat Statt wegen verletzten Vorſchriften des Verfahrens , und

bedarf bei uns vor der Hand , nämlich ſo lange noch eine Appel⸗
lation oder Reviſion in der Hauptſache Statt hat , und da⸗

mit auch die Beſchwerden gegen das Verfahren geltend gemacht
werden können , keiner beſondern Beſtimmungen. Welche von

den neuen Prozeßvorſchriften zum Weſen gehören , und als
verletzt eine Nichtigkeit bewirken würden , iſt nach den im

Nullitätenedikt aufgeſtellten Grundſätzen zu beurtheilen .
Was ber die Reviſion betrifft , ſo iſt diejenige , welche
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unſer Entwurf aufſtellt , weil er kein Schwurgericht gegeben
hat , natürlicherweiſe nicht die nämliche , wie jene im Baier⸗
ſchen Entwurfe .

Die Letztere ſetzt die Rechtskraft des Erkenntniſſes uͤber

die Schuld voraus , da der Wahrſpruch der Geſchwornen ,
ſeiner Natur nach , alle weitere Berufung ausſchließt . Die

Reviſion im Baierſchen Entwurfe iſt alſo nur ein Rechts⸗
mittel gegen die Geſetzesanwendung des Aſſiſenhofs , der ,

nachdem die Geſchworenen das „ Schuldig “ bereits aus⸗

geſprochen haben , nur die Strafe bemißt .
Unſere Reviſion geht dagegen ſowohl gegen das Erkennt⸗

niß über die Schuld , als gegen jenes über das Strafmaaß ,
welche Verſchiedenheit bei den nachfolgenden Beſtimmungen
über das Verfahren bei der Reviſion wohl zu berückſichtigen iſt .

Namentlich muß in dieſer Beziehung die Beſchränkung des

§. 82 , daß der Angeklagte nur bei einer Gefängnißſtrafe von

mehr als acht Tagen, oder bei einer Geldſtrafe von mehr als
50 fl . die Riviſion ergreifen könne , wegfallen . Nach dem

Baierſchen Entwurfe iſt eine ſolche Beſchränkung zuläſſig ,
weil dort die Schuld durch das Schwurgericht ſchon end⸗

giltig ausgeſprochen , alſo eine Strafe in allen Fällen be⸗

gründet iſt , und dabei kein ſo großer Unterſchied und keine

ſo große Beſchwerde eintritt , wenn auch ſieben Tage , ſtatt
vielleicht nur ein oder zwei Tage Gefängniß erkannt worden iſt .

Woes ſich aber um das Daſeyn der Schuld oder Nicht⸗
ſchuld ſelbſt noch handelt , und in dieſer Beziehung eine Be⸗

rufung Statt hat , da iſt die Beſchwerde in allen Fällen , auch
wenn nur auf eine Stunde Arreſt oder nur auf 1fl . Geld⸗

ſtrafe erkannt wurde , groß genug , um ihr einen Weg zu er⸗

öffnen , — denn der Ausſpruch , daß der Angeklagte ſich eines

Vergehens ſchuldig gemacht habe , iſt an ſich ſelbſt ſchon für
den Mann von Ehre ein weit größeres Uebel , als da , wo
die Schuld außer Zweifel geſetzt iſt , der bloße Unterſchied
zwiſchen ein und acht Tagen Arreſt , oder zwiſchen 1 und 50fl .
Geldſtrafe .

Die Commiſſion trägt daher auf Verwerfung des § . 82 an .

§. 51 . Gegen die im §. 83 des Entwurfs feſtgeſetzten kurzen
Nothfriſten iſt Nichts zu erinnern ,—ſie ſind dem öffentlichen
mündlichen Verfahren angemeſſen , und eben ſo

§. 52 . die Beſtimmungen des §. 84 über den Aufſchub des
Vollzugs , wobei nur , der größeren Deutlichkeit wegen , eine
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kleine Redaktionsveränderung nöthig geſchienen hat . Wer
innerhalb drei Tagen die Reviſion anmeldet , hält damit
den Anfang des Urthelsvollzugs auf . Nach Ablauf dieſer
drei Tage wird mit dem Urthelsvollzug begonnen , jedoch
damit wieder abgebrochen , ſobald der Angeklagte inner der

Rechtfertigungsfriſt von acht Tagen das Verſäumte nach⸗
holt , und die Reviſion zugleich rechtfertigt . Sind die drei

Tage und die acht Tage verſaͤumt , ſo hat eine nachherige
Reviſion keine Suspenſivkraft mehr .

§. 53 . Die Vorſchrift des §. 85 des Entwurfs , daß bei der

Urtheilsverkündung die Belehrung über die Förmlichkeiten
der Reviſion zu ertheilen ſei , iſt ſachgemäß .

§. 54 —56 . Die §§. 86 , 87 und 88 des Entwurfs beſtim⸗
men das bei der Reviſion Statt habende Verfahren .

Es beruht auf dem Grundſatze der Schriftlichkeit und

Heimlichkeit , denn die Rechtfertigung der Reviſion und die

Vernehmlaſſung der Gegenparthei ſoll ſchriftlich überreicht ,
ſodann bei dem Oberhofgerichte auf einen in geheimer Sitzung
erſtatteten ſchriftlichen Vortrag die Entſcheidung gegeben
werden .

Der Baierſche Entwurf enthält die gleichen Vorſchriften ,
allein ich muß wiederholen , daß es ſich dort nicht mehr um

die Schuld oder Nichtſchuld , ſondern nur noch um eine Be⸗

ſchwerde gegen das Maß der Strafe , beziehungsweiſe gegen
die Geſetzesanwendung handle , in welcher Beziehung eine

ſchriftliche Inſtruktion und ein ſchriftlicher Vortrag leichter

genügen mag .
Wollen wir hier auf die Geſetzgebung anderer Staaten

ſehen , ſo müſſen wir eher das Verfahren bei der Appellation
gegen die Erkenntniſſe der franzöſiſchen Zuchtpolizeigerichte
als Beiſpiel aufſtellen ; denn dort gilt auch der Anklageprozeß

mit Mündlichkeit und Oeffentlichkeit ohne Geſchworne , alſo
mit einer gegen den ganzen Inhalt der Urtheile zuläſſigen

Berufung . 5
Dort geſchieht aber die Verhandlung der Appellation keines⸗

wegs in geheimer Sitzung . Es wird zwar nach dem Art . 209

des Codéè d ' instr . erim . ein ſchriftlicher Vortrag erſtattet ,
darauf aber in öffentlicher Sitzung die Sache zwiſchen den

Partheien nochmals verhandelt .
Auf ſolche Weiſe glaubte nun die Commiſſion , auch den

§. S8 abändern zu müſſen . Es ſoll wohl ein e Vor⸗
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trag , jedoch in offentlicher Sitzung , erſtattet , hernach aber

die mündliche Verhandlung zwiſchen den dazu vorzuladenden
Partheien oder ihren Anwälten wiederholt werden. DerVor⸗
trag ſoll auch , damit nicht die Partheien überdie Anſichten des

Referenten ſich ſtreiten , und damit kein Theil , ſchon bevor er

gehört iſt, den Ausſpruch irgendeines Gerichtsmitgliedes gegen

ſich habe , kein Gutachten und keinen Antrag enthalten , ſondern

nur den oben im §. 40 angegebenen Inhalt haben , um das Col⸗
legium von dem Weſentlichen der früherenVerhandlungen zu in⸗
formiren , und die in der Sache erheblichen Fragen zu bezeichnen .

Durch die nachfolgenden mündlichen Vorträge der Partheien
werden die durch den Vortrag dargeſtellten Sach⸗ und Rechts⸗

verhältniſſe alsdann noch erläutert und nach Umſtänden

berichtigt , auch auf Verlangen die nöthigen Urkunden und

das hofgerichtliche Sitzungsprotokoll mit den darin enthaltenen
Zeugenausſagen und Geſtändniſſen verleſen , ſofort auf dieſe
öffentlichen mündlichen Verhandlungen hin in gleicher Weiſe ,
wie bei den Hofgerichten , das Urtheil gegeben .

Meine Herren ! — wenn die Oeffentlichkeit des Verfahrens
das Vertrauen auf die Urtheilsſprüche erhöht , und gegen die

Fehltritte des Gerichts ſchützt , — wenn die Mündlichkeit
nöthig iſt , damit alle Gerichtsperſonen eine vollſtändige
Kenntniß von dem ganzen Verhältniſſe des Rechtsſtreits
unmittelbar erhalten , ohne nur den auszugsweiſen Vor⸗

trägen eines Referenten allein vertrauen zu müſſen , — mit
einem Worte : wenn die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des

Verfahrens die Rechtspflege beſſer macht und das Vertrauen

darauf ſtärkt ,—ſo dürfen wir nie und nimmermehr zugeben ,
daß das auf ein ſolches Verfahren hin erfolgte hofgerichtliche
Urtheil durch ein auf bloßen ſchriftlichen Vortrag in

geheimer Sitzung ergangenes Erkenntniß des Oberhof⸗
gerichts wieder abgeändert werde .

Was hat der Angeklagte von all ' den Garantieen der

Oeffentlichkeit und Mündlichkeit für Vortheil , wenn das
unter ſolchen Garantieen zu ſeinen Gunſten ergangene Urtheil

durch ein anderes ohne dieſe Garantieen erfolgendes Er⸗

kenntniß eines andern Gerichts wieder aufgehoben , und er

auf ein geheimes Verfahren hin nachträglich noch ver⸗

urtheilt werden kann ? ?
Es gibt indeſſen Fälle von ſo einfacher Art , daß die Par⸗

theien es oft durchaus nicht nöthig , oder nicht der Koſten

heethett
Oberhoff

In ſt
hoſitiver
dieihne
Hochtt.
Rechffe
lichen
halbdu
ter frei
ohne“
er auf
Perhan

Mule
in zwel
Hichty
bothehal
Wideih

Beid
verſtehe

„§ 57

ſhalten
Hälfte
Wotka

Satz et
Die

es notſ
tieenfl
Urtheil

9. 50
d in

Die6
Verände
uichtige
gel
Nrufſo
Muthe

V.
den 9.

Seikn
ſheſe



alf dihſt

leicherWeiſe⸗

trauck

Igebel,

werth erachten , zu einer ſolchen Verhandlung an den Sitz des
Oberhofgerichts zu reiſen , oder dorteinen Anwalt aufzuſtellen .

In ſolchen Faͤllen darf ſie wegen ihrem Ausbleiben kein

poſitiver Nachtheil treffen , doch verlieren ſie die Vortheile ,
die ihnen der mündliche Vortrag naturgemäß gewährt haben
möchte . Statt deſſenſoll aber alsdann ihreſchriftlicheReviſtons⸗
Rechtfertigung beziehungsweiſe Gegenerklärung in der öffent⸗
lichen Sitzung vollſtändig vorgeleſen werden , und es iſt deß⸗
halb durch eine geänderte Faſſung des §. 54 ( 86 ) dem Reviden⸗
ten frei geſtellt worden , die Reviſionsrechtfertigung mit oder
ohne Ausführung der Beſchwerden zu übergeben , je nachdem
er auf das perſönliche Erſcheinen bei der oberhofgerichtlichen
Verhandlung verzichten will oder nicht .

„ Neue Thatſachen und neue Beweiſe werden nach §. 54 ( 86 )

in zweiter Inſtanz nicht zugelaſſen , um die Verhandlung dort
nicht noch zu erſchweren ; dagegen bleibt dem Angeklagten
vorbehalten , dieſelben nach dem §. 59 ( 90 ) im Wege der

Wiederherſtellung noch beim Hofgerichte ſelbſt anzubringen .
Bei dem §. 55 ( 87 ) iſt der zweite Abſatz , als ſich von ſelbſt

verſtehend , weggelaſſen worden .

§. 57 . Nach dem F. 56 ( 88 ) iſt eine Beſtimmung einzu⸗
ſchalten , daß es hinſichtlich der freien Ablehnung von der

Hälfte der Gerichtsperſonen und der Subſtituirung von
Advokaten ( §. 18 , 28 29 und 30 ) bei dem Oberhofgericht
ganz eben ſo gehalten werde , wie in erſter Inſtanz .

Die bei den §§. 54 — 56 vorgetragenen Gründe machen
es nothwendig , daß bei dem Oberhofgericht keine der Garan⸗

tieen fehle , welche bei dem Hofgericht , das Vertrauen auf die

Urtheile zu erhöhen , aufgenommen worden ſind .

§. 58 . Der F§. 58 ( 89 ) iſt eine Folge des Anklageprozeſſes
und in Uebereinſtimmung mit dem §. 37 .

Die Commiſſion machte dabei nur eine kleine Redaktions⸗

veränderung , weil aus den Worten des Entwurfes der un⸗

richtige Satz hervorgehen könnte , daß da , wo nebſt dem
Angeklagten auch noch der Kläger oder Staatsanwalt die

Reviſion ergriffen habe , eine Abänderung des Urtheils zum

Nachtheile des Angeklagten doch nicht ſtatthaft ſei .

§. 59 . Die Wiederherſtellung wegen Neuheiten muß nach

dem C. 90 ohne Beſchränkung auf eine beſtimmte Zeit von

Seiten des Angeklagten immer Statt finden . Die Rechts⸗

ſicherheit fordert nicht , daß man dieſelbe , wie im
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an eine beſtimmte Friſt binde , und durch die Forderung des

Beweiſes , die Neuheiten nicht fruͤher gekannt zu haben, er⸗

ſchwere , denn dem Staate oder dem Privatkläger bringt es

wohl keinen , oder doch ſelten Nachtheil , wenn derAngeklagte
nachträglich noch durch neue auf das Thatſächliche bezugliche
Beweiſe ſeine Unſchuld darthut . Anders verhält es ſich mit

dem Angeklagten , — er wäre durch das ſtete neue Anfeinden

hinſichtlich der Sicherheit ſeiner Perſon ſehr gefährdet , wenn

er mittelſt Vorſchützung neuer Thatumſtände von dem kläge⸗

riſchen Theil wegen der alten ſchon abgeurtheilten Sache

immer wieder auf ' s Neue in Anklageſtand verſetzt werden

könnte . Mit Recht hat daher der Entwurf dem klägeriſchen
Theil gar keine Wiederherſtellung zugeſtanden .

Daß indeſſen das Wiederherſtellungsgeſuch da , wo es

Statt hat , gleichwohl den Vollzug des Urtheils nicht auf⸗

halten dürfe , wenn es nicht etwa ſogleich innerhalb der

Reviſionsnothfriſt angebracht wird , iſt durchaus nothwendig ,
wenn man nicht dem Angeklagten es in ſeine Macht geben

will , auch durch fortwährende leere Umtriebe und Verzöge⸗

rungen die Wirkſamkeit der Urtheile aufzuhalten .
Im Uebrigen iſt es wohl kaum nöthig , auf die Unterſchiede

aufmerkſam zu machen , welche zwiſchen der Wiederherſtellung ,
von der im F. 48 ( 79 ) die Rede iſt , und der vorliegenden ,
welche auf neu aufgefundene Thatſachen gebaut wird , beſtehen .

Die Erſtere , welche gegen Verſäumungsurtheile geht , und

keiner beſondern Begründung bedarf , iſt auf eine beſtimmte

kurze Friſt beſchränkt , nach deren Ablauf das Verſäumungs⸗
urtheil endgültig wird . Iſt es alsdann endgültig , ſo findet
erſt wieder das gegen Urtheile , die auf wirkliche Verhandlung

ergingen , gegebene Wiederherſtellungsgeſuch Statt , wofernes

durch neu aufgefundene Thatſachen und Beweiſe begründet iſt .
Der zweite Abſatz vom §. 90 des Entwurfs wurde , ſoweit

es ſich um das uͤber die Wiederherſtellung erkennende Gericht

handelt , den Grundſätzen des bürgerlichen Prozeſſes gemäß

gefaßt , und hinſichtlich des übrigen Inhalts die Redaktion

nur etwas deutlicher gemacht .
Hat das Hofgericht den Angeklagten freigeſprochen , und

das Oberhofgericht ihn verurtheilt , und wird deßhalb das

Wiederherſtellungsgeſuch bei dem Letztern angebracht , ſo findet

gegen deſſen Urtheil , obſchon es über die Wiederherſtellung
das erſte iſt , kein weiteres Rechtsmittel Statt .
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§. 60. Nach dem . 91 des Entwufs geht die Reviſion

gegen die Verfügungen des Unterſuchungsrichters über Be⸗

ſchlagnahme , — ſo wie gegen den erkannten perſönlichen
Verhaft an das Hofgericht , — und eben ſo von Seiten des

klagenden Theils in dem Falle , wenn der Unterſuchungsrichter
nach §. 14 51 ) erkennt , daß kein Grund zur gerichtlichen
Verfolgung vorhanden ſei . Im entgegengeſetzten Falle , wenn

er ſolchen Grund als vorhanden erklärt , und die Vorunter⸗

ſuchung ( ohne jedoch einen Beſchlag oder Verhaft zu ver⸗

fügen ) vornimmt , ſteht dem Angeklagten hiegegen eben ſo

wenig , als wenn im Civilprozeß gegen den Beklagten die

Ladung erkannt wird , irgend ein Rechtsmittel zu , weil

ihm dadurch noch kein definitiver Nachtheil zugeht , und

die Verſetzung in Anklageſtand , wie ſchon oben im §. 14

61 ) bemerkt wurde , da das Geſetz darauf keine beſondern
Folgen feſtſetzt , vor Einfuͤhrung des Schwurgerichts über⸗

haupt ohne große Bedeutung iſt .

Dieſe Reviſion iſt nun in der nämlichen Weiſe zu erledigen ,
wie jene , die gegen das Erkenntniß des Hofgerichts an das

Oberhofgericht geht , — nur findet , wie die Commiſſion hin⸗

zuſetzt , die im §. 18 feſtgeſetzte Ablehnung der Gerichtsperſo⸗
nen nicht Statt . Dieſe mit größeren Umſtändlichkeiten ver⸗

bundene Garantie iſt nur nöthig für das Erkenntniß in der

Hauptſache , und ſo wenig ſolcheBeſchwerden gegen Beſchlag⸗

nahme , Verhaft ꝛc. anderwärts , wo ein Schwurgericht
beſteht , vor dieſes gebracht werden , eben ſo wenig können

hier dieſe Sachen dem durch die Ablehnung und Ergänzung
ganz umgeſtalteten Gerichte , in welcher Geſtalt es nur die

Stelle der Geſchwornen zu vertreten hat , übertragen

werden .

Beſchwerden gegen andere Verfügungen , als gegen die in

dem vorliegenden §. genannten , werden gar nicht einmal im

Wege einer ſolchen Reviſion , ſondern nur in der bisherigen

Form ſchriftlich angebracht und erledigt . Hierher gehören
namentlich die Fälle : wo z. B. der Angeklagte gegen die Art
und Weiſe , wie der Unterſuchungsrichter die Unterſuchung

vornimmt , beziehungsweiſe gegen deſſen Verfahren , oder wo

der Staatsanwalt oder der Privatkläger dagegenBeſchwerde
fuͤhren , daß der Unterſuchungsrichter ihre Anträge ( § . 19 )

nicht beachte u. dgl . 38
Die Vorſchrift , daß die Reviſion gegen ein Erkenntniß üͤber
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Anlegung oder Aufhebung eines Beſchlags , und über den

Verhaft keine aufſchiebende Kraft habe , außer wenn ihm

ſolche ohne aus dem Vorzuge hervorgehende Gefahrzugeſtanden
werden kann , — iſt ſachgemäß , und läßt ſich nicht anders

beſtimmen . Es iſt ein arbiträres richterliches Ermeſſen hierbei
unvermeidlich .

§. 61 . Was den Rekurs zur Gnade betrifft , wovon im

§. 92 des Entwurfs die Rede iſt , ſo hält die Commiſſion da⸗

für , daß derſelbe da , wo das Erkenntniß auf die Klage eines

beleidigten Privaten erfolge , eben ſo wenig Statt habe ,
als im Civilprozeſſe , — daß nämlich - derjenige , welcher zur
Genugthuung eines Beleidigten z. B. mit Arreſt geſtraft
wurde , hiervon durch die Begnadigung des Regenten eben ſo
wenig befreit werden könne , als von der Zahlung einer
Schuldſumme , zu der er vom bürgerlichen Richter verurtheilt
worden iſt .

Darnach iſt alſo der §. 92 abgeändert und hinſichtlich des
Verfahrens beſtimmt , daß die Rekursſchrift immer beim Hof⸗
gericht übergeben werden müſſe .

§. 62 . Die Beſtimmungen des §. 93 , wann durch den
Rekurs zur Gnade , wo er Statt hat , der Strafvollzug auf⸗
gehalten werde , ſind ganz ſachgemäß , — und

§.x 63 daß , wie der §. 94 ankündet , noch viele Vollzugs⸗
vorſchriften , welche zur Competenz der Regierung gehoͤren ,
für dieſes ganze Geſetz nöthig ſeien , leuchtet von ſelbſt ein .
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